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Der Anterzeichnungsakt.
Verſallles, 28. r (W. T. B.) Der Friedensertrag iſt, wie vorgefehen, nachmittags um 3 Uhr im Schloß
nterzeichnet worden.
Verſailles, 28. Juni. (W. T. B.) Die Zeremonie dernterzeichnung im Spiegelſagale zu Verſailles begann heute
ichmiktag 3 Uhr. Rachdem ſämtliche Delegierte der alli-
rten und aſſoziierten Mächte ihre Plätze eingenommen hatten,
urden die deutſchen Delegierten in den Saal geleitet und zu

en für ſie beſtimmten Plätzen geführt. Der Vorſitzende der
riedenskonferenz, Tlemencean, erhob ſich und erklärte: Rach
m die Bedingungen der alliierten und aſſoziierten Mächte von
en Deutſchen angenommen ſeien, erſuche er die deutſchen Be

ollmächtigten, das Friedensdokument zu unterzeichnen. Er
ob hervor, die Unterzeichnung des Friedensvertrages bedente,
aß die Bedingungen in loyaler Weiſe eingehalten werden
trüßten. Um 3 Uhr 12 Min. unterſchrieben die Reichsminiſter
ermann Müller und Dr. Vell als erſte den Friedensvertrag.

ierauf unterſchrieben der Reihe nach die Delegierten der
I liierten und aſſoziierten Mächte. Kurz vor 4 Uhr war der
lkt beendet. Clemencegu hob die Sitzung mit der Erklärung

J uf, der Friede ſei geſchloſſen. Er erſuche die Dele-
jierten der alliierten vnd aſſoziierten Mächte, zu warten, bis

ſie deutſchen Bevollmächtigten ſich entſernt hätten. Die Mili-
ärmiſſion werde die deutſche Delegation in das Hotel des
ßeſervoirs zurückgeleiten. Die deutſchen Bevollmächtigten ver
ießen darauf als erſte den Saal und begaben ſich auf dem

ſelben Wege, auf dem ſie gelvmmen waren, ſofort in das Hotel

J oes Reſervoirs zurück. S
Der Entkente-Gewaltfrieden trägt die Unterſchriften der Be

auftragten der deutſchen Regierung. Der „große, welt
bedeutende“ Akt, der den entſetzlichſten und ungeheuerlichſten

aller Weltkriege auch förmlich abſchloß, gehört der Geſchichte an.
Dieſer für das deutſche Volk ſo fürchterliche Schluß iſt nur die
unausbleibliche und unvermeidliche Folge der vernichtenden

militäriſchen Niederlage, die Deutſchland in dieſer mörderiſchen
Völkerſchlächterei erlitt. Es beſaß keinerlei wirkſame Mittel
und Möglichkeiten mehr, ſich dieſem furchtbaren Verhängnis zu
entziehen; Deutſchland unterſchrieb dieſen Elendsfrieden, weil
es ihn unterſchreiben mußte
Alle ſogenannten Einwände und „Gründe“ der nationaliſti
ſchen Gegner der Unterzeichnung ſind nichts als haltloſes, bohles

und leeres Gewäſch. Wäre es nach dem Willen dieſer über-
hitzten und wahnwitzigen nationaliſtiſchen Phantaſten und Ver-
zweiflungspolitiker gegangen und hätte man ſich geweigert, den
„Friedens“vertrag zu unterſchreiben, ſo würde das deutſche Volk
nur immer noch tiefer in unermeßliches Unglück und Elend
geraten und ſchließlich dem völligen Untergange verfallen ſein.

Glücklicherweiſe hat die große Mehrheit des deutſchen Volkes
ſoviel klare Vernunft behalten, um ſich von dem nationaliſtiſchen
Taumel hyſteriſch gewordener Abenteurerpolitiker nicht betäuben
zu laſſen. Und das iſt nicht zuletzt das große Verdienſt der Un
abhängigen Sozialdemokratie, die durch ihre
klare, feſte und beſtimmte Haltung in der Friedensfrage die
Volksmaſſen für ihre Ueberzeugung gewann und ſo den natio-
naliſtiſchen Hetzern das Konzept verdarb. Schien es zunächſt,
als ob ſie anfangs doch die Oberhand behalten würden, ſo ver
flog der nationaliſtiſche Spuk und verſtummte das „Unannehm-
bar“-Geſchrei immer mehr, je näher man dem Zeitpunkte der
Unterzeichnung kam. Das kindiſche Schreien, Sträuben und
Wehren, das klägliche nationaliſi T he Gekreiſche, das die letzten
Wochen beherrſchte, war ja ohnehin eines großen Volkes immer
hin noch unwürdig genug.

Und es iſt unſeren urteutſchen Patentpatrioten ſo zur zweiten
Ratur gewonnen, daß ſie jetzt, nach der Unterzeichnung des
Diktatfriedens, das Jammerkonzert noch einmal mit geſteigerter
Kläglichkeit fortſetzen. Es iſt ein Heulen und Zähneklappern,
ein Jammern und Wehklagen, ein Verfluchen und Schmähen
im bürgerlich„nationaliſtiſchen* Blätterwalde, das auch das
letzte bißchen Gefühl für wahre nationale Würde reſtlos ver-
nichtet. Bürgerliche Blätter beſitzen den ſonderbaren Geſchmack,
ihre Leid aufſätze in Trauerrand zu faſſen, teutſche Unter-
offiziere glauben, durch das Anlegen von Trauerbinden
für vierzehn Tage beſondere nationale Würde zeigen zu
ſollen, und was dergleichen Mätzchen noch mehr ſind. Es iſt
dabei nur eine ganz ſelbſtverſtändliche Erſcheinung, daß die
größten und ärgſten Kriegshetzer und Kriegsverlängerer von
früher jetzt am lauteſten zetern und toben und gar die noch
läſtern und ſchmähen, die für Unterzeichnung des Friedens
geſtimmt haben. Kach echter Roßtäuſcherart verſuchen ſie gar
noch, ſie für den Gewaltfrieden und ſeine Folgen verantwort
lich zu machen, anſtatt ſich an die ſchuldige Bruſt zu ſchlagen
und zu bekennen, daß ſie mit ihrer unverantwortlichen, verderb-
lichen und verhängnisvollen Kriegs und Kriegsverlängerungs-
politik in der Hauptſache daran ſchuld ſind, wenn heute das
deutſche Volk an einem Verſklavungsfrieden zugrunde zu gehen
droht Man müßte verzweifeln an dem deutſchen Volke, wenn
es aus den fürchterlichen Lehren dieſer Weltkataſtrophe nicht
ſoviel politiſche Einſicht, Denk und Urteilsfähigkeit gewonnen
hätte, um ſich von den nationaliſtiſchen Locktönen dieſer Volks
dezderber night wieder einfangen und hetören zu laſſen. Es muß
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Es iſt Friede!
es daher durch welt von ſich weifen, ſich von iPnen etwa ber

„nationale Würde“ belehren zu laſſen. Denn ihr gegenwärtiges
Tun und Treiben, ihr jammervolles Geſchmäh und Gezeter iſt
im höchſten Grade un würdig. Und es verträgt ſich erſt recht
nicht mit ihrer „chriſtlichen“ Auffaſſung und mit ihrem Gottes
begriffe. Meinten ſie es wirklich ehrlich und ernſt damit, ſo
müßten ſie ſich mit Würde ins Unabänderliche und Unvermeid-
liche fügen. Denn ſolange während des Krieges der Sieg der
deutſchen Eroberungspolitik zu winken ſchien, waren ſie ja
voller „Gottvertrauen“. Nun aber, da es anders gekommen iſt,
hadern ſie mit ihrem „Gott“, der ſich von ihnen abwandte und
gegen ſie entſchied. Sie zeigen damit nur ihre erbärmliche
egoiſtiſche Seele in ihrer ganzen abſcheulichen Nacktheit und
Blöße.

Man mißt den Wert des einzelnen Menſchen nicht daran,
was ihm im Leben begegnet, ſondern daran, wie er ſich zu
dem ihm widerfahrenen Geſchicke ſtellt und was er daraus
macht und gewinnt. Das gilt im Großen auch für ein ganzes
Volk. Gewiß, das deutſche Volk hat ein grauenhaftes Schick
ſal zu tragen. Aber mit Jammern, Klagen und Schmähen
kann es dies Schickſal nicht überwinden, ſondern nur durch die
befreiende Tat!

Dieſes tatkräftige Wollen und Handeln wird es aber nur
aufwärts und vorwärts zum erlöſenden Ziele führen, wenn es
den Urſachen ſeines Elends an die Wurzel geht. Und
dieſe Wurzel iſt der Kapitalismus, Jmperigalismus und Mili-
tarismus. Dieſe drei Uebel gilt es mit Stumpf und Stiel
guegurgttep: denn von ihnen alle Unheil men Die

apitaliſten und ihre Soldſchreiber verteidigen freilich nur die
nackteſte Klaſſenſelbſtſucht, wenn ſie ſich auch heute noch mit
allen Mitteln verzweifelt gegen die vollſtändige Veſeitigung
ihres bankrotten Gewalt- und Unterdrückungsſyſtems wehren.
Sie ſchreien und toben gegen die Gewalt und Unterdrückung
von außen, aber im eigenen Lande möchten ſie das kapitali-
ſtiſche Ausbeutungsſyſtem verewigen.

Ohne daß ſie es wollen, hat ihre eigene verbrecheriſche Politik
den Zuſammenbruch ihres Syſtems herbeigeführt. Auf ſeinen
Trümmern muß nun neu aufgebaut, aber eine neue ſoziale
und wirtſchaftliche Ordnung der Dinge errichtet werden. Und
in der Frage, wie dieſe Neuordnung der Dinge beſchaffen
ſein ſoll, ſcheiden ſich die Geiſter. Auch n ach der Revolution
ſteht in Deutſchland immer noch Kapitalismus gegen
Sozialismus. Die Verelendung des deutſchen Volkes,
die ungeheuerlichen Kriegslaſten, die es abzutragen hat, drän-
gen mit zwingender Notwendigkeit zum Sozialismus.
Wenn der deutſchen Arbeiterſchaft dabei auch die wirtſchaft-
liche Entwicklung und Notwendigkeit zu Hilfe kommt, ſo wird
es doch, um ihn zu verwirklichen, noch ſchwerer und harter
Kämpfe bedürfen. Dieſe Kämpfe werden geführt werden
müſſen zugleich als ein Exiſtenzkampf des deutſchen
Volkes, und nur ihre im Sinne des Sozialismus ſiegreiche
Durchführung verbürgt allein die Ueberwindung des Gewalt-
friedens und den Aufſtieg zu den Höhen wahrer Menſchheits-
kultur. Mit dieſer unerſchütterlichen Zuverſicht und den Blick
feſt auf das ſozialiſtiſche Vefreiungsziel gerichtet, wird das
arbeitende deutſche Volk dennoch allen kommenden
ſchweren Stürmen und Bedrängniſſen trotzen und ſich im
Sozialismus eine neue und ſchönere Zukunft geſtalten

Der 28. Juni.
Am 28. Juni 1914 wurde in Serajewo der Thronfolger

Erzherzog Franz Ferdinand und ſeine Gattin erſchoſſen.
Am 28. Juni 1919, genau fünf Jahre ſpäter, wurde in
Verſailles der Friedensvertrag unterzeichnet.

Zur Heimkehr der Kriegsgefangenen.
Eine deutſche Note.

Verſailles, 28. Juni. (W. T. B.) Geſandter v. Haniel
richtete heute folgende Note an den Vorſitzenden der Friedens-
konferenz, Clemenceau:

Herr Präſident Jm Auftrage des Reichsminiſters
des Auswärtigen beehre ich mich, Euer Erzellenz folgendes mit-
zuteilen: Unter Hinweis auf den Schlußabſatz des Schreibens
Eurer Erzellenz vom 20. Mai dieſes Jahres wegen Heim-
beförderung der Kriegs gefangenen und auf den
Teil 6 der Antwort der alliierten und aſſoziierten Mächte auf
die Bemerkungen der deutſchen Delegation zu den Friedens
bedingungen bittet die deutſche Regierung um eine tunlichſt
baldige Erklärung, wann, wo und in welcher Zuſammenſetzung
der Zuſammentritt der im Artikel 213 Abſatz 1 des Friedens-
vertrags vorgeſehenen Kommiſſion in Ausſicht genommen iſt.

Genehmigen Sie, Herr Präſident, den Ausdruck meiner aus
gezeichneten Hochachtung. gez. von Haniel.

Wilſon empfindet „tiefe Genugtuung?.
Waſhington, 29. Juni. (W. T. B. Reuter.) Jn einer

an das amerikaniſche Volk unmittelbar nach Unterzeichnung
des Friedensvertrages geſondten Botſchaft drängt Präſident
Wilſon auf Annahme des Friedens und Völkerbundsvertrags
ahune Abänderung oder Verbchalt, Ex nennt den Friedtas

bis morgens 9 Uhr,
ar. a Taze vorher erdet.

Schriſtleitung:
Halle (ECaale), Harz 42-44.
Fernſprechanſchluß Nr. 1045,
Sprechſtunde: werkkogs von

13 die l Udr mit ge.
Eeſſchöftuche Anfragen, Be
ſtelungen und Mitteilungen

richte man nmue an denS Verlag, Fermſpr. Rr. 1047.

Palle und den Saalkreis, die Kreiſe Merſeburg-Buerfurk, Pelihſch- Bikkerfeld,
angerhaulen-Eckarksberga und die Mansfelder Kreiſe.

vertraug vas grofe Abkenwen einer neuen Ordnung der
Dinge, das Grund für eine tiefe Geungtuung und allgemeine
Beruhigung biete,

Am die politiſche Macht.
F. B. Die Revolution des 9. November wird von bürger

licher Seite in einen bewußten Gegenſatz zu den großen Revo
lutionen der Vergangenheit gebracht. Dieſe Revolutionen der
Vergangenheit, die franzöſiſche von 1789 und die deutſche von
1848 ſeien, ſo behaupten jene Kreiſe, aus der politiſchen
Unfreiheit der Maſſen entſtanden und ſollten dieſen die
politiſche Macht bringen. Die Revolution des 9. No
vember aber ſei erzeugt von der wirtſchaftlichen Not des Prole
tariats, und ſollte nur, dazu verhelfen, das Proletariat wirt
ſchaftlich beſſer zu ſtellen. Das klingt ſehr ſchön, und die
Ebert, Landsberg, Scheidemann beten es natürlich naiv nach
in Wirklichkeit iſt es aber eine bewußte und gewollte Unwohr
heit, eine in gedrechſelter Phraſe verbrämte Hinterhältigkett,
beſtimmt, das Proletariat um die Früchte der Revolution zu
bringen, indem man es um die politiſche Macht bringt!

Allerdings war die wirtſchaftliche Not des Proletariats groß.
während der Vor-Revolntionszeit, ſie war es aber nicht minder
vor den Revolutionen der Vergangenheit, vor allem vor der
großen franzöſiſchen Revolution da dem im ſlirß wühlen
den, praſſenden Adel, t herrſch ſüchtige

waltige Maſſe der in Hunger und Verkommenheit ge enes
Frönlinge gegenüberſtand. Und trohdem dieſer Gegenſatz l
Damals Streben nach politiſcher Macht und heute
nur der Trieb nach Verbeſſerung ihrer wirtſchaftlichen
Lage? Nein, damals ſowohl wie heute trieb die
Maſſen das Streben nach ſozialem Aufſtieg. Aber eines ſtand
im Bewußtſein jedes denkenden Proletariers unverrückbar feſt,
damals wie heute: die Vorausſetzung zu dieſem Aufftieg, die
Vorausſetzung zur Befreiung aus der wirtſchaftlichen
Not, das war, das iſt: Erlangung der politiſchen
Macht. „Der Kampf der Arbeiterklaſſe gegen die politiſche
Ausbeutung iſt notwendigerweiſe ein politiſcher Kampf“, ſagt
das Erfurter Programm.

Der Kampf um die politiſche Macht war damals, ſowohl al
heute nicht nur Mittel zum Zweck des wirtſchaftlichen Aufſtiegsz
er war auch Selbſtzweck. Politiſcher Kampf, poliliſche
Macht, das war auch die Parole für die Revolution des 9. Nov
vember. Will man uns die politiſche Revolution nehmen
ſo nimmt man uns die Wurzeln unſerer Kraft.

Denn das iſt das eine, was jeder Proletarier ſich immer
und immer wieder einhämmern muß, das muß der Katechiss
mus des proletariſchen Glaubens ſein: Alles können wir
wenn wir die politiſche Macht haben; nichts vermögen wir
Heloten werden wir, ohne ſie.

Leider iſt dieſer alte Grundſaßß der Sozialdemokratie den
Recht sſozialiſten verloren gegangen, und zwar haupt-
ſächlich durch die Schuld der Führer, die blind geworden
ſind, um nichts Schlimmeres zu ſagen, für die Not ihrer Brü
der von einſt.

Heißt das die politiſche Macht des Proletariats fördern.
wenn Sozialdemokrafen eine Regierung bilden zuſammen mit
dem heimtückiſchen reaktionären Zentrum und mit den Demo-
kraten jener Partei des: Jch bin ein liberaler Mann, doch
meinen Geldſack rühr' nicht an und ſo jede Verordnung
jedes Wort der ſozialdemokratiſchen Mitglieder dieſer Regie-
rung beeinflußt iſt durch die Rückſichtnahme auf jene Reaktion
Heißt das die politiſche Macht des Proletariats fördern, wenn
Sozialiſten es ablehnen, eine rein e Re
gierung zu bilden, bloß weil in der Nationalverſammlung
die übrigen Parteien eine durch die wirtſchaftliche Macht des
Kapitalismus hervorgerufene Mehrheit von wenigen Stimmen
haben Heißt das die politiſche Macht des Proletariats för-
dern, wenn in der Diplomatie und allen anderen Staats
behörden die Allmacht der hochadligen, konſervativen Sippe
widerſpruchslos weiter geduldet wird, wenn hochadlige Offiziere
das Kommando über gehegte und gepflegte Söldnerſcharen und
unbeſchränkte Allmacht über Leben und Tod der Volks
genoſſen gegeben wird, wenn ein Finanzminiſter, der alles
getan hat, um die Abwanderung der Kapitaliſten in das Aus
land zu ermöglichen, von „Sozialiſten“ gebeten wird, doch ja
nur noch länger im Amte zu bleiben? Heißt das die Macht
des Proletariats fördern, wenn von Sozialiſten in den ſchärſpa
ſten Tönen gegen die Streikdrohungen der Arbeiter gewetterh
wird, aber die Streikdrohung des Bundes der Landwirte uns
die Drohung der Großinduſtriellen, ihre Betriebe einzuſtellen
mit Stillſchweigen übergangen wird, wenn ein anderer „ſozia
liſtiſcher Miniſter in faſt jeder Sitzung der Nationalder-
ſammlung über die allerdings verdammenswerte Ermor-
dung eines adligen Oberſtleutnants jammert, aber für die
Hinmordung von s unſchuldigen Matroſennoch ein Wort des Vedanerns übrig hat, wenn in Deutſch
land fürſtliche Großgrundbeſitzer heute noch den Ertrag ven
Hunderttauſenden Rorgen Land verpraſſen dürfen, wenn dig
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Das, Proletarier, ſind die Taten der rechtsſozigliſti
en Führer Und nun denke, wohin dich dieſer Weg führt

Kann es dir dann noch zweifelhaft ſein, welchen Weg das Prole
tariat zu gehen hat? Nur dort können, nur dort müſſen wir
du e dent e ne u hoch über allen anderen ſteht, wo

s alte Jdeal der Sogialdemokratie hochgedie politiſche Macht des e ä alten wirs
Keine gemiſchte Regierung, ſondern eine rein ſozia

liſtiſche; keine konfervativen Beamten, ſondern Beamte
des Volkes; keine Söldnerheere, ſondern eine Volks
wehr; keine hochadligen Offiziere, ſondern freigewählte
Führer keine Rettung des Kapitals ins Ausland, ſondern
Fortnahmeder Millionen zum Wohle der Allgemein
heit: ſo ſieht unſer altes Jdeal aus, das war ſtets unſer
aller Ziel, als es noch keine Trennung gab, und das iſt
heute noch das Programm der Unabhängigen Sozial
demokratie. Sie hat ſich nicht gewandelt. Darum iſt ein ſchwäch
liches Kompromiß nicht möglich: wir würden unſere Vergangen-
heit, wir würden uns ſelbſt verleugnen. Dort iſt der Platz des
Proledariats, nur dort, wo man für die politiſche Macht des
Proletariats kämpft. Dann wollen wir alle wirklich unab
hängige Sozialdemokraten ſein, unabhängig von jedem re
aktionären Einfluß. Jene Führer aber, die euch dort hingeführt
haben, wo ihr jetzt ſeid, ſie haben ſich damit außerhalb unſerer
Gemeinſchaft geſtellt. Wie im alten Athen der Führer, der die
Freiheit des Staates gefährdet hatte, ausgeſchloſſen wurde aus
der Demokratie und auswandern mußte, ſo ſeien auch jene
Führer, die das alte Jdeal des Proletariagts beſudelt haben, aus
geſchloſſen aus unſerer Mitte. Jhr Maſſen aber, die ihr gut
gläubig verführt waret, die ihr das Blendwerk nun abſchüttelt,
von neuem ſeid ihr unſere Brüder, unſere Mitkämpfer!

Von mancherlei Seite wird behauvtet, daß die Reaktion im
Oſten Deutſchlands wieder mehr und mehr ihr Haupt erhebe
und daß, wenn es ſo weitergehe, bald der Tag käme, da die kaiſer
liche, die Junkerherrſchaft wieder aufgerichtet würde. Wenn
dieſer Fall wirklich eintreten ſollte und nur infolge der Un
einigkeit des Proletariats könnte das geſchehen wer kann
zweifeln, daß dann im Augenblick das ganze Proletariat ſich
auf ſein altes Kämpfertum beſinnen und erkennen würde, daß
ſein Heil nur dort liegt, wo wirklich für die politiſche Macht des
Proletariats gekämpft wird?

Sollen wir es aber erſt ſoweit kommen laſſen? Was wäre
dann? Dann müßten unſere Kinder noch einmal den ganzen
Kampf durchkämpfen, den unſere Väter, den wir durchgekämpft
haben. Noch können wir es ihnen erſparen, noch iſt es Zeit.
Wie lange noch? Der Bruderkampf des Proletariats ſchlug
noch ſtets nur der Reaktion zum Guten aus. Darum handelt,
ehe es zu ſpät iſt!

Bethmann für „ſeinen Kaiſer“.
Berlin, 28. Juni. (W. T. B.) Der ehemalige Reichskanzler

von Bethmann Hollweg hat, nachdem er bereits am 20. Mai
d. J. einen gleichartigen Schritt auf ausdrücklichen Wunſch der
Reichsregierung hat fallen laſſen müſſen, am 25. Juni an den
Miniſterpräſidenten Clemenceau ein Schreiben gerichtet, in dem
er ihn bittet, das nachſtehende Schriftſtück zur Kenntnis der gegen
Deutſchland alliierten und aſſoziierten Mächte zu bringen

Jn Artikel 227 der Friedensbedingungen haben die alllierten
und aſſoziierten Mächte Seine Majeſtät Wilhelm II. von Hohen-
zollern, früherem Deutſchen Kaiſer, wegen ſchwerſter Verletzung
des internationalen Sittengeſetzes und der geheiligten Macht der
Verträge unter Anklage geſtellt. Sie haben gleichzeitig ihren
Entſchluß kundgetan, an die Regierung der Niederlande ein
Erſuchen zu richten, worin ſie bitten, den ehemaligen Kaiſer zum
Zwecke ſeiner Verurteilung auszuliefern. Mit Bezug hierauf
erlaube ich mir an die alliierten und aſſoziierten Mächte die
Bitte zu richten, das gegen Seine Majeſtät den Kaiſer beab-
ſichtigte Verfahren gegen mich ſtattfinden zu laſſen.
Zu dieſem Zweck ſtelle ich mich hierdurch zur Ver-
fügung der alliierten und aſſoziierten Mächte. Als ehemaliger
deutſcher Reichskanzler trage ich für meine Amtszeit die im
deutſchen Staatsrecht geregelte alleinige Verantwortung für die
politiſchen Handlungen des Kaiſers. Jch glaube hieraus den
Anſpruch herleiten zu dürfen, daß die Rechenſchaft, welche
die alliierten und aſſoziierten Mächte für dieſe Handlungen
herleiten wollen, ausſchließlich von mir gefordert wird. Jn
der Ueberzeugung, daß die alliierten und aſſoziierten Mächte
einem durch öffentliches Staatsrecht normierten Rechtszuſtand
auch internationale Beachtung nicht verſagen wollen,
darf ich der Hoffnung Ausdruck geben; daß Sie meiner dringenden
Bitte ſtattzugeben, geneigt ſein werden.

Hohenfinow, 25. Juni 1919. gez. Bethmann Hollweg.
Es iſt ja von dem Fürſtendiener Bethmann Hollweg ſehr

edelmütig, ſich für ſeinen kaiſerlichen Herrn“ gleichſam „opfern“
zu wollen. Es fragt ſich nur, ob die Entente mit dieſem „Opfer“
einverſtanden ſein wird. Wenn ſie Wilhelm unbedingt ausgeliefert
haben will, wird ſie ſich mit ſeinem ehemaligen Reichskanzler als
„Erſatz“ wohl kaum zufrieden geben.

7

Entführungsplan Nach Meldungen aus Amerongen ſollen
angeblich alle Vorbereitungen getroffen ſein, um den deutſchen
Kaiſer in das Ausland „zu retten“. Frühere deutſche
Offiziere würden verſuchen, den Kaiſer ſelbſt unter den größten
Opfern zu entfü e Die holländiſche Regierung ſcheint keine
Maßnahmen getroffen zu haben, um eine Entführung zu verhindern.
Jhr „Standpunkt“ ſei, daß ſie ſich einer Forderung auf Auslieferung
des früheren deutſchen Kaiſers, wenn dieſe in Form eines Ulti-
matums geſtellt würde, nicht widerſetzen würde.

Die Unteroffiziere trauern.
Berlin, 28. Juni. (W. T. B.) Der Reichsverband deutſcher

Unteroffiziere hat anläßlich der Unterzeichnung des Friedensver-
trages durch Telegramm an alle Korpsverbände für ſeine Mit
glieder folgende Parole ausgegeben

Deutſchland war gezwungen, einen Schmachfrieden zu unter
zeichnen, und es muß eigenen Volkes fremden
Nationen preisgeben, um der völligen Vernichtung zu entgehen.
Kameraden Wir fordern euch auf, als äußerliches Zeichen unſerer
Trauer ſofort für 14 Tage Trauerflor anzulegen.

Ob die trauernden Unteroffiziere wohl irgendwelchen Eindruck
auf die Entente machen oder etwa gar den Schmachfrieden mildern
werden

Die Opfer von Seapaflow.
Haag, 28. Juni. Daily News melden;: Die Zahl der

Opfer der verſenkten deutſchen Kriegsſchiffe
beträgt nach halbamtlichen Nachrichten nahezu 400, 1800 Offi-
iere und Mannſchaften gelangten an Land. Zahlreiche
annſchaften ſind an den Orkneyinſeln ſchwimmend an-

gelangt und halten ſich verſteckt. Die Leichen der er
krunkenen Seeiente, die gefunden ſind, werden durch
eine ensliſche Rarineabteilsng mit militäriſchen Ehren be
Kaltet,

Der Eiſenbahnerſtreik.
Noskes RNückzug. Verſtändigung.

Der Weg zur Verſtändigung, den die Eiſenbahner beſchritten
hatten, wurde bekanntlich durch den Noske-Erlaß jäh unter
brochen. Diktator Noske verfügte einfach mit einem Federſtrich,
daß den Eiſenbahnern das Streikrecht nicht mehr zuſtände.
löſte Empörung, vor allem auch bei den Eiſenbahnbeamken ar

e Bewegung drohte, ins ungeheure zu wachſen, ſo daß der
ewaltregierung ein Licht aufging, was ſie mit ihrer NoskeTaktik angerichtet hat. Noske auſ verſprechen, am Montag-

mittag den Erlaß aufzuheben. ber durch die entſchloſſene
ltung der Berliner Eiſenbahner mußte er ſich bereits am

onntagabend dazu bequemen. W. T. B. meldet, r t
der Diktator ſeinen Streikverbotserlaß zurückgezogen hat. Da
iſt ein Erfolg der Eiſenbahner. Er muß ſie er
ger mit äußerſter Entſchloſſenheit für ihre Rechte zu
ämpfen.
W. T. B. berichtet, daß ſich die Berliner Eiſenbahner am

Sonntagvormittag in einer Verſammlung im Zirkus Buſch für
ſchleunige Wiederaufnahme der Arbeit ausſprachen, aber eine
Rede des Landtagsabgeordneten Paul Hoffmann (U. S. P.)
habe neue Erregung in die Maſſen gebracht. Paul Hoffmann
hat von Anfang an allen Verhandlungen beigewohnt und hat
nun berichtet, wie man die Eiſenbahner zu ködern verſuchte,
um ſie von der Bewegung abzulenken. P. Hoffmann hat ent-
hüllt, daß man grundſätzlich den Arbeitern das freie, ent
ſcheidende Mitbeſtimmungsrecht nicht Fern will und daß alle
ſcheinbaren Zugeſtändniſſe nur Zuckerbrot für den Augenblick
ſind. Das Selbſtverwaltungsſyſtem durch die Räteorganiſation
wird den Eiſenbahnern nicht zugeſtanden. Durch Worte und
Phraſen ſucht man ſie hinzuhalten das werden die Eiſen-
bahner bald beſtätigt finden.

Dieſe Enthüllungen der Vorgänge hinter den Kuliſſen ſind
notwendig, um den Eiſenbahnern ein klares Bild der Lage zu
geben. Ob es Tatſache geworden iſt, daß heute, Montag, der
Streik auf den Berliner Bahnhöfen beendet iſt, ſteht zur Stunde
noch nicht feſt. Es iſt möglich, daß die Zurücknahme des Noske-
Erlaſſes vorerſt beruhigend wirkt. Aber die Lage bleibt kritiſch,
denn die Siſenbahner laſſen nirgends einen Zweifel aufkommen,
daß die Zugeſtändniſſe der preußiſchen Regierung für ſie un
genügend ſind. Auf einigen Vorort-Bahnhöfen von
Berlin iſt neu der Streik erklärt worden, während in Bres-
la u die Arbeit angeblich heute wieder aufgenommen werden
ſoll. Die Noskegarden verhängten einfach über den Bezirk des
Generalkommandos des 6. Armeekorps nachts um 1*4 Uhr den
Belagerungeszuſtand. Raub des Streikrechts, Belage-
rungszuſtand und Standrecht das ſind halt die beliebteſten
„demokratiſchen“ Waffem der „ſozialiftiſchen“ Regierung.

Die Verkehrsarbeiter ſind ſich ihrer Macht bewußt, das haben
ſie durch ihr entſchloſſenes Vorgehen bewieſen. Sie werden
weiter für das Recht der Mitbeſtimmung und demokratiſchen
Selbſtverwaltung wirken.

W. T. B. meldet entſetzt:
Berlin, 89. Juni. Während der Eiſenbahnerſtreik ab

zuflauen ſcheint, beſchloſſen die Angeſtellten der Großen Ber
liner Straßenbahn und der Untergrundbahn,
am 1. Juli in den Streik einzutreten.

Ja, ja die Arbeiter und Beamten lernen recht raſch. wie
ſie für ihre Rechte und ihren Aufſtieg zu kämpfen haben. So
lange die Regierung nicht den Sozialismus allgemein durch-
führt, wird immer eine Gruppe nach der andern zum Aufbäumen
und zur Selbfthilfe gezwungen. Traurig genug, daß die
Arbeiterklaſſe ſo viele Opfer bringen muß, um die Gewalthaber
auf den Weg zur Sozialiſierung des geſamten Lebens zu treiben.

Belagerungszuſtund über Breslau.

Breslau, 28. Juni. Ueber Breslau wurde heute mittag
der Belagerungszuſtand verhängt. Der Breslauer Hauptbahn-
hof wurde heute früh um 6 Uhr von Truppen des
Detachements Kühne beſetzt, und zwar nach kurzem
Widerſtande der ſtreikenden Eiſenbahnarbeiter. Staats-
kommiſſar Hörſing hat für die Brslauer Arbeiter-
ſchaft den Arbeitszwang verfügt. Am Hauptbahn-
hof kam es zu Kämpfen, bei denen es auch einige Verwundete
gab. Weitere Regierungstruppen ſind im An
marſche auf Breslau.

Das Generalkommando des 6. Armeekorps teilt mit: Für
den im Belagerungszuſtand erklärten Regierungsbezirk Breslau
ſind außerordentliche Kriegsgerichte bei, den
Landgerichten Breslau, Brieg, Schweidnitz, Glatz
und Oels eingeſetzt.

Ueber dieſe Vorgänge meldet der Freiheit ein eigener Draht-
bericht vom Sonnabendnachmittag: Die Schleſiſche Ar-
beiterzeitung und der Kommuniiſt ſind, ohne Angabe
des Grundes, durch die Kommandantur verboten worden.
Der Belagerungszuſtand wurde angeblich verhängt wegen des
Eiſenbahnerſtreiks und um die Ruhe aufrechtzu
erhalten. Der Eiſenbahnerſtreik geht weiter, ebenſo der Streik
in der Metallinduſtrie. Auf die am Bahnhof ſtehenden Streik-
poſten und Arbeiter wurde durch Soldaten ohne jeden Grund
geſchoſſen. Die Führer der Kommuniſten und der
Unabhängige Stadtverordnete Gruſchwitz find heute morgen
ohne Angabe des Grundes verhaftet worden. Die Auf-
lage der heutigen Nummer der Schleſiſchen Arbeiterzeitung iſt
beſchlagnahmt worden, die Expedition wurde durch Sicher-
heitstruppen beſetzt. Das Breslauer Parteiburean war heute
morgen ebenfalls beſetzt, die Beſetzung wurde ſpäter wieder
aufgehoben.

Breslau war bis zum Ende des Krieges eine Hochburg der
Rechtsſozigliſten. Zu Beginn der Revolution hatten ſie ſich
mit dem Bürgertum verbündet und durch die Bildung eines
Volksrates verhindert, daß die Forderungen der Arbeiter ver-
wirklicht wurden. Jmmer mehr enthüllte ſich der arbeiter-
feindliche Charakter der rechtsſozialiſtiſchen Politik, immer
größer wurde die Zahl der Arbeiter, die ſich von den Regie-
rungsſozialiſten abwandten und zu der unabhängigen Sozial-
demokratie kamen. Die Gewaltpolitik des Herrn Hörſing, eines
verkleinerten Noske, wird nunmehr auch dem uns noch fern-
ſtehenden Teil der Breslauer Arbeiter die Augen öffnen. Jn
Breslau war die Ruhe nicht im mindeſten geſtört, trotzdem ſind
Regierungstruppen einmarſchiert, wurden Gewaltmaßregeln
vorgenommen. Es ſieht geradezu aus, als wenn die Regierung
es darauf abſehe, die Bevölkerung aufzureizen!

Ein nationaliſtiſcher Racheſchwur.

Berlin, 28. Juni. Die Deutſche Zeitung iſt wegen
ihres Aufrufs „Rache für die Schmach von 1919“ verboten
worden.

Jn dem fürchterlichen Racheſchwur hieß es u. a.:
„Rachel Deutſches Volk! Heute wird im Spiegelſaal von

Verſailles der Schandfrieden unterzeichnet. Vergiß es ihnen
nicht! Wo im glorreichen Jahre 1871 das deutſche Kaiſer-
tum in aller Herrlichkeit erſtand, wird heute die deutſche
Ehre zu Grabe getragen. Vergiß es ihnen nicht! Jn raſt-
loſer Arbeit wicd ſich das deutſche Volk wieder empor-
arbeiten, um ſich den Platz unter den Nationen zurückzu-
erobern, der ihm zukommt! Dann Rache für die Schmach
von 19191“
Jn ſolcher und auf alle mögliche andere Weiſe wird tagtäg-

lich in der nationaliſtiſchen Preſſe verſucht, die Volksſeele „ins
Kochen zu bringen.

Die Noske-Gewalr
Der erſte Angriff hat bekanntlich mit einer Schlappe für

geendet. Die in ſchwacher Zahl eingerückten Landsknechte wur!
von der Volksmenge überwältigt und entwaffnet. v. LettowVorl
zog darauf ſeine Heldenſcharen wieder zurück. Man glanbte,
Einmarſch würde nun überhaupt unterbleiben, da in Hambi
Ruhe und Ordnung herrſchte. Aber Noske und ſein Gene
wollen um jeden Preis auch in Hamburg ihren großen Sieg habe
die Arbeiter kangille“, die es wagte aufzubegehren, ſoll auch hier
„ſtarke“ Noskefauſt zu ſpüren bekommen. Es wird aus Hamby
W. T. B. gemeldet:

Ein Ausſchuß der Hamburger Arbeiterſchaft wir
von General von Lettow-Vorbeck, dem Militäroberbefehlshat
der Reichsexekution gegen Hamburg, empfangen. Der Ausſch
ſprach den Wunſch aus, daß jetzt, nachdem Ruhe und Ordnu
in Hamburg herrſche, und die Hamburger Volkswehr die Entwa
nung durchführe, der Einmarſch der Truppen unterbliebe. Gener
von Lettow-Vorbeck erklärte daraufhin, daß der Einmarſ
auf den Befehl der Reichsregierung erſolge und ne
wendig ſei, erſtens zur planmäßigen Durchführung der Entwaffnun
zweiteus zur vollſtändigen Neuorganiſierung der Sicherheitswe
und drittens zum Schutze der Lebensmitteldurchfuhr nach d
Tſchechoſlowakei.

Nun, Noske mag es nur ſo weitertreiben. Er verrichtet dam
die beſte und wirkſamſte Aufklärungsarbeit für den revolutionäre
Sozialismus.

Proteſt der Harburger Arbeiterſchaft.
Auch über das benachbarte Harburg iſt der Belage

run 353 uſtand verhängt worden und das rechtsſozialiſtiſch
Harburger Volksblatt wurde unter Vorzenſur geſtell
ſanken dort nicht das mindeſte vorgekommen iſt. Das Blat
agt:

„Wir Arbeiter von Harburg proteſtieren auf da
leidenſchaftlich ſte gegen den uns auferlegten mit
täriſchen Zwang, den leider ein Sozialiſt als Reichs
wehrminifſter mit ſeinem Namen deckt.“

Auch dieſer Proteſt ſeiner eigenen Genoſſen dürfte der
„Sozialiſten“ Noske kaum rühren.

Abbau der Lebensmittelprelſe.
Verbilligung der ausländiſchen Lebensmittel.

Die Regierung macht bekannt:
Berlin, 28. Juni. Das Reichsminiſterium hat in ſeiner

heutigen Sitzung die Regelung der Teil der Lebens-
Pitt pregſ für ausländiſche Zufuhren endgültig feſtgeſetzt.
z den Verlaufspreiſen, welche die Reichsſtellen künftig inechnung ſtellen in ſind die Verteilungskoſten der Kom-
munalverbände inzuzurechnen. Die Kileinvertaufspreſſe
werden ſich hiernach für das Pfund je nach den Unkoſten des
einzelnen Kommunalverbandes etwa wie folgt ſtellen:
„Amerikaniſches Bachmehl, von dem auch ferner-

hin 250 Gramm die Woche verteilt werden ſollen, 80 bis 85 Pf.
ſtatt bisher 2,20 bis 2,50 Mk.

Reis, der abwechſelnd mit Hülſenfrüchten mit Pfund
pro Kopf und Woche zur Verteilung gelangen ſoll, etwa 2 bis
2,20 Mk. ſtatt bisher über 3 Mk.

ülſenfrüchte etwa 1,10 bis 1,30 Mk. ſtatt 2,20 Mk.
usländi,ſches Fleiſch, ſoweit dies infolge mangels

an inländiſchem Fleiſch auf Rationen verteilt werden muß,
4,50 bis 5 Mk., während bekanntlich zuletzt in Berlin 11 Mk.
für das Pfund gezahlt werden mußte;

Kopf undAmerikaniſcher Speck 125 Gramm je
Woche 4 bis 4,50 Mk., ſtatt bisher 7 bis 8 Mk.

Ausländiſches Speiſefett, 50 Gramm je Kopf
und Woche, 5 bis 5,50 Mk., ſtatt bisher 6 bis 7 Mk.;

Ausländiſche Kartoffeln ſollen ſoweit verbilligt
werden, daß die Preiſe für die Jnlandskartoffeln nicht über
ſchritten zu werden brauchen.

Nach überſchläglicher Berechnung wird der Geſamtbetrag der
Verbilligung über 155 Milliarden Mark betragen. Er ſoll zu
gleichen Teilen auf Reich, Freiſtaaten und Kommunalverbände
übernommen werden. Daß die Freiſtaalen und Kommunal-
verbände bei dieſem großen Opfer des Reiches ſich in dieſer
Weiſe beteiligen werden, kann vorausgeſetzt werden, nachdem
der preußiſche Finanzminiſter ſich bereits mit dieſer Regelung
einverſtanden erklärt hat. Die Maßnahme ſoll in aller
Schnelligkeit durchgeführt, auch ſoll dafür Sorge getragen wer-
den, daß die Zuſchläge der Kommunalverbände keinesfalls
über die wirklich entſtehenden Unkoſten hinausgehen.

Dieſer erſte Schritt des Abbaus der Preiſe iſt in Wirklich-
keit gar keine Verbilligung der Lebensmittel. Denn die hohen
Preiſe müſſen nach wie vor a werden nur trägt die
Differenz zu den ermäßigten Verkaufspreiſen die Steuerkaſſe
des Reichs, des Staats und der emeinden. Die Koſten
müſſen von den Steuerzahlern alſo wieder z plgegbra t wer
den. Viel richtiger wäre es; wenn die ausländiſchen Lebens-
mittel durchweg an Reiche teuer, an Wohlhabende zum Ein-
kaufspreiſe und an Minderbemittelte und Arme ganz billig
verkauft würden. Das wäre wenigſtens ſozial gerecht.

Jm übrigen bezieht ſich dieſer „Abbau“ nur auf die aus
ländi en Zufuhren. Das wichtigſte für das arbeitende
und darbende Volk aber wäre, daß unſere ein heimiſchen
Lebensmittel endlich vom Preiswucher befreit würden.
Hier aber verſagt bisher die Regierung. Sie läßt die Dinge
laufen. Das iſt ungeheuerlich und muß das ſchaffende Volk
ſchließlich ſo oder ſo auf den Weg zur Selbſthilfe treiben.

Hungerunruhen allerorts.
Magadeburg, 28. Juni. (W. T. B.) Heute vormittag ſind

hier ernſte Lebensmittelunruhen ausgebrochen. Eingeleitet
wurden ſie durch Plünderungen auſ dem Wochenmarkt. Die
Menge verſuchte dann, die Lebensmittelgeſchäfte in den Straßen
zu plündern, wurde aber durch das Eingreifen der Polizei und
der ſofort ariarmierten Truppen daran gehindert. Es kam dabei
auch zu Schießereien, bei denen es zwei Tote und einen Verletzten
gab. Die, Lage iſt noch ungeklärt; es werden noch weitere Zu-
ſammenſtöße befürchtet.

Bielefeld, 28. Juni. Eine große Menſchenmenge ſtürmte
auf dem heutigen Wochenmarkte alle Lebensmittelſtände, be ſchlag-
nahmte die Waren und verkaufte alles zu niedrigen
Preiſen. Die Polizei war machtlos.

Zur Reform des preußiſchen Steuerweſens.
Die Fraktion der Unabhängigen Sozialdemo-

kraten in der Preußiſchen Landesverſammlung hat einen
Antrag eingebracht, nach dem die Staatsregierung erſucht wer-
den ſoll, möglichſt ſoſort ein Geſetz vorzulegen, das u. a. fol-
gende Beſtimmungen enthält:

Für das Rechnungsjahr 1919 bis 1920 i bei allen Einkom-men bis zu 3000 Mk. eine Staatseinkomnfenſteuer zu erheben.

Steuerpflichtigen mit mehr als 8000 Mk., die Kindern oder an
deren Familienangehörigen auf Grund geſestzlicher Verpflich-
tungen Unterhalt gewähren, ſollen die Steuerſätze um je zweiStufen für jedes Kind oder jeden Angehörigen ermäßigt wer-

den. Steuereinſchätzungspflicht iſt un terſchiedslos durch-
zuführen. Damit kommt S 23 des Einkommenſtenergeſetzes,
nach dem Arbeitgeber die Löhne und Gehälter ihrer Angeſtell-
ten bis zu 3000 Mt. Einkommen der Steuerbehörde anzuzeigen
haben, in Fortfall. Die Sonderbeſteuerung der Konſumge-
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tung, tet effentliche Verſammlung Ame

Aus der Partei.
Abwanderung der Jechtsſozialiſten zur A. S. P.

Apolda fand am Nittwoch eine von über 1500 Per
beſuchte Volksverſamnlung ſtatt, in der die Genoſſin
z über die politiſche Laje ſprach. Die Unzufriedenheit der
ſter mit der Politik r rechtsſozialiſtiſchen Partei und
Regierung zeigte ſich cuch hier als außerordentlich groß.
er Verſammlung erfolgen annähernd 50 Nebertritte
u. S. P. und eine gre Zahl von Neuaufnahmen.
erdem wurde eine bedetende Anzahl Abonnenten fitt die
jer Parteizeitung, ſowi für die Kämpferin gewonnen.

Zum Falle Barth.
e Reichskonferenz der U S. P. D. vom 23. Juni 1919 ſchließt
der veröffentlichten Erkirung der Parteileitung vom 10. Juni
nd iſt mit ihr der Ankht, daß Varth die Parter nicht ver
n und nicht als ihr Biuftragter wirken kann.

Verbandstqz der Transport-
abeiter.

er dritte Tag brhhte die Fortſetzung und den Schluß
Diskuſſion zuGeſchäftsbericht. Mehr alsnal platzten die Meſungen aufeinander und entluden ſich

recht ſtürmiſchen Zwchenrufen und ſonſtigen Proteſtkund-
ungen. Die Vertrets Berlins, Bremens, Leipzigs und noch
ger Großſtädte ſprgen ihre ſtarke Mißbilligung mit der
ſerigen Verbandstakf aus. Und nicht nur dieſe Oppoſition
Kritik, ſondern a mancher Redner aus dem Lager der

zänger des Vorſtand mußte zugeben, daß in vielen Dingen
e anders gehandeltperden müſſen. Sie unterſcheiden ſich
den nur Kritik Ueißden darin, daß ſie erkannt hätten, daß
dieſe manche Feht gemacht haben. Bisweilen nimmt die
ſprache recht perſiſichen Charakter an und beſchäftigt ſich
ſonſt zumeiſt miſnternen Ortsangelegenheiten des Ver
des.
dachdem am ſpäte Nachmittag die Diskuſſion beendet, gibt
Beſchwerdekommijpn Bericht und bittet, ihren geſtellten

rägen zuzuſtimnt Unter Erlediqung der Beſchwerden
einer ganzen Rest von perſönlichen Bemerkungen erhalten
einzeinen Referegn und ein Vertreter des Vorſtandes das
lußwort zum Gegßftsbericht.
die drei Referent (Döring, Ortmann und Schumann) ver-
zigen nochmals dKaktik des Verbandes und gehen ſvpeziell

die von der Ofßſition vorgebrachten Angriffe ein. Ein
nutenlangeſEntrüſtungsſturm durchtobt den

al, als Döring wagt, den Belagerungszuſtand zu verdigen. Mit Mü elingt es ihm nur, ſich noch weiter Gehör
verſchaffen. DieVerteidigungäſt wohl das ungeheuerlichſte,

ſich bis je wäend der Tagung ereignet hat und wird es
ch in dieſem Sinn von der Verſammlung empfunden. Die
iſtigen r hatten ſich in dem zur Genüge be-
inten Stil gehal und brachten keine neuen Momente.

en ae S

Dieder Friede“, ſtatt. Genoſſe Koenen Halle (M. d. N.), hatte das
Referat übernommen, der mit den Kriegstreibern und lte
politikern ſcharf abrechnete und die Jämmerlichkeit ihrer Haliung
bei nene Friedensvertrages geißelte. Nach dem erat
wurde die leidige Ernährungsfrage erörtert Genoſſe Petzold vom
Arbeiterrate gab bekannt, daß von der Ernährungstommſſſion und
der Behörde nichts unverſucht gelaſſen worden iſt, die Er
nährungsverbältniſſe zu beſſern wenn ſich auch große Schwierig
keiten dagegen anftürmen. Es wird beſtimmt damit gerechnet, daß
es in der nächſten Zeit, hauptſächlich in der Fettverſorqung, etwas
beſſer wird. Auch das uns ſchon längſt verſprochene amerikaniſche
Mehl ſoll nun unterwegs ſein. Weiter gab er bekannt, daß die
Polizei 11 Kiſten Seife, die von Limburg a Lahn, an den Inhaber
der Färberei Müller Comp. adreſſiert war, beſchlagnahmt hat
Beſtimmt war die Seiſe für die 7 Loet in Leipzig. Demnach
macht Herr Müller für dieſe Firma den Schieber. Die Seife
kommt, das Pfund für 12 Mark in der Kriegsküche und beim
Seifenſabrikant Wirth, an die Einwohner zum Verkauf.

Mücheln. „Keine Klafſfenjuſti z. Am 20 d. M. ver
urteilte das hieſige Schöffengericht den Grubenarbeiter B. aus
Oberwünſch, einen Vater von ſechs kleinen Kindern, wegen nicht
erlaubter Schlachtung eines kleinen Schweines zu 150 Mk Geld-
ſtrafe. Dasſelbe Schöffengericht verurteilte wegen Geheim-ſchlachtung eines Rindes den Fleiſchermeiſter Kſeiffer aus

Mücheln zu der hohen Strafe von man ſtaune 40 Mk. und
die Landwirtsfrau, welche das Rind lieferte, zu 20 Mk Geld-
ſtrafe. Jſt das Gerechtigkeit? Ein Familienvater von ſechs
kleinen Kindern, der für ſeine hungrigen Mäuler, als Ernährer
derſelben, einmal vom Gefetzeswege ahweicht, wird im „demo-
kratiſchen“ Deutſchland um das ſiehenfache höher beſtraft als
ein Fleiſchermeiſter, welcher ein Rind geheim ſchlachtet, um ſich
die Taſchen zu füllen. Ja, wenn zwei dasſelbe tun, ſo iſt es noch
lange nicht dasſelbhe. Jn einer Unterſuchungsſache wegen
„Landfriedensbrachs“ wird jeder nur gering Verdächfigte in
Naumburger Landgericht in Unterſuchungshaft genommen und
tagelang, ſogar wochenlang eingeſperrt. Unter anderen wurde
ein Arbeiter aus Möckerling gefeſſelt abgeführt, wurde aber nach
zwei Tagen wieder freigelaſſen. Ein anderer wurde morgens
gefeſſelt abtransportiert. am ſelben Abend wieder entlaſſen.
Da muß man ſich fragen mußten die Leute erſt wie Schwer
verbrecher gefeſſelt inhaftiert werden, um nach kurzer Zeit
wieder entlaſſen zu werden. genügte hierbei nicht ein Verhör?
Aber es ſind ja nur „Arbeiter“. die der Unabhängigen Sozial-
demokratiſchen Partei angehören, und aus Aeußerungen des
Unterſuchungsrichters iſt zu entnehmen. daß er ein beſonderer
„Freund“ der Nnabhängigen zu ſein ſcheint. Wegen der ge
ringſten Vergehen oder Verdächtigungen werden viele in Haft
genommen und eingeſperrt. ohne daß ein ſolches Vorgehen als
gerechtfertigt angeſeben werden könnte. Gs feblt wahrhaftig
nicht mehr viel, dann wird vielleicht jeder Zeuge ſtark gefeſſelt
vor den Kadi geſchleppt, um ſeine Ausſagen zu machen. Eine
ſolche Klaſſenfuſtiz muß aufs ſchärfſte verworfen werden!

Torgan. Vom Rathous. Jn der letzten Sitzung der Stadt
verordneten wurden zunächſt die Koſten für die Jnſtandbaltung
der Gräber auf dem Ehrenfriedhof bewilligt, wohingegen die Gräber
der am Orte verſtorbenen kriegsgefangenen Offiziere von ſeiten
des Reiches erhalten werden ſollen. Wegen des Mangels an

renn materialien war von den Stadtverordneten vor einiger Zeit
beſchloſſen worden, in dieſem Jahre im ſtädtiſchen Forſtrevier
Pflückuff 500 Meter Brennholz zu ſchlagen, welche der Torgauer
Einwohnerſchaft Erleichterung ſchaffen ſollen. Die Regierung hat
hierzu die Genehmigung erteilt. Sodann lag ein mit der Garniſon

t

einer eventl. ſpäter zu

des Kboreloriume u
zahlen. Auch 42 der Vertrag, daß

erfolgenden Rückgabe die Gebäude in den
früheren Zuſtand verſetzt werden ſollen. Der Vertrag ſoll, weil er für
die Stadt außerordentlich ungünſtige Klauſeln enthält, zur ven
werden, um durch nochmalige Verhandlungen günſtigeres für die
Stadt zu erreichen. einer Eingabe waren die ſtädtiſchen
Arbeiter um Erhöhung ihrer Löhne eingekommen. Die Leute er

elten bis jetzt ſage und ſchreibe 70 Pfg. Stundenlohn.agiſtrat ſchig vor, 1 Mark zu bewilligen. Es wurde beſchloſen,

1,10 Mark pro Stunde ablen. ie Kanalarbeiter erhalten
eine Aufbeſſerung auf 1,20 Mark. Der Erbauung eines zweiten
Hauſes in der Schiochihofſtraße mit Kleinwohnungen wird zuge
ſtimmt. Ueber Feſtſetzung der Mieten in den ſtädtiſchen Klein
odrnngen berichtet Genoſſe Schröder. Die f re
ſind teilweiſe zu hoch. Er forderte im Gebäude des
kommandos die Anlage von Gas zu Kochzwecken. Trotzdem von
verſchiedenen Rednern die nach dem Flächeninhalt berechneten Mieten
im Bez. Kdo. als nicht zu hoch bezeichnet wurden, ſollen ſie
ermäßigt werden. Außerdem ſoll für die Wohnungen e einen
Mietsaufſchlag Gaskocheinrichtun W werden. rege
Ausſprache gab es bei der Ueberſicht der Koſten für den Arbeiter
rat. Es wurde ein Schreiben der Regierung vorgelegt, nach dem
die Arbeiterräte eine Exiſtenzberechtigung nicht mehr hätten. Der
Magiſtrat ſelber empfahl nicht direkt die Abmurkſung des A.Rats,
ſondern überließ das der aus einer bürgerlichen Mehrheit be
ſtehenden Stadtverorduetenverſammlung. Als Erſter erſchien der
Reaktionör Struck auf dem Plan und beantragte die glatte Ab
r weiterer Mittel, da der Kreisausſchuß ja auch beſchloſſen
dabe, Gelder für dieſen Zweck nicht mehr zu bewilligen. Genoſſe
Kroll beantragte die Weiterbewilligung der Mittel wie i da
es abſolut nötig ſei, den Arbeiterrat beizubehalten. Herr Martin
ſtellt den Antrag, die Angelegenheit ér vertagen, denn der Arbeiter
rat ſolle erſt einen Tätigkeitsbericht geben. Genoſſe Hanke war
der Meinung, man möge nicht wie die Katze um den heißen Brei
gehen, ſondern ſchon heute einen Beſchluß faſſen. Nach längerer
Nusſprache, die zur Folge hatte, daß der arg Struck zurück
gezogen wurde. brachte der einen vermittelnden Standtpunkt ein
aehmende Vorſteher Dr. Ortmann folgenden Antrag ein: „Vom
1 Juli ab ſollen gur beſtimmte Mitglieder (bis zu zwei Perſonen)
des Arbeiterrats als Mittelperſonen zwiſchen Stadtverwaltung und
Arbeiterſchaft ſtändig aus ſtädtiſchen Mitteln bezahlt werden.
Dieſer Beſchluß gilt vorläufig bis zur Entſcheidung über die Auſgaben der Arbeiterräte. Die auf Veranlaſſung
der zGenoſſin Voigt vorgenommene geheime Abſtimmung über
den Antrag des Genoſſen Kroll ergab 15 gegen 15 Stimmen.
Das Los entſchied für den Antrag Kroll. Dem Glück alſo iſt es
zu verdanken, daß die Abmurkſung nicht gelungen iſt. Die er
orderlichen Mittel zum Ankauf von 10 Tonnen Auslandsbutter,
einem Waggon Reis und einem Waggon Auslandsrohzucker in
Höhe von 389000 Mk. werden bewilligt.

Manefelb. Freie St d. Hier ſprach am Sonnabend Ge
noſſe Victor von der Sozialiſtiſchen Studentengruppe in Halle in
einer gut beſuchten öffentlichen Verſammlung über Jugend und
Sozialismus. Ausgehend von der angenblicklichen Lage, entwarf
er ein Bild der Forderungen, die die Jugend an den Sozialismus
zu ſtellen habe, und verlangte eine völlige geiſtige Revolutionierung
des Menſchen in jugendlich-ſozialiſtiſchem Sinne. Jn der Dis
kuſſion verſuchte der Rektor der hieſigen Schule einige AngriffeWege unter großem Beifall der Verſammelten vom Redner

abgeführt.

irkskomman
Stadt jährlich zu

Verantwortlich für Polttit und Varteinachrichten: Kari VBog; für Hall

und 235722 dere z o h z für nHermann e; Ver o att G. m. d. H. Druc: Halleſche Genoſchartsbuchdruckeret, G. m. d. S., ſämtlich m Halle.
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s Verkauf
tandiiher Stück 49 P.

Wischdher u 35 e
Blaudrikszu Kleider Schürzen Meter 7 5 P

Sommer Blusen weiss und farbig Stüek
Sport Jacken in farbig Stück
Wasch Röcke in weiss und hellfarbig Stück
Sommer Kleider in weiss unä farbig Stück
Seidene Paletots und Mäntel Stück
Daumen Kostüme in farbig Stüek

Damen-Bekleldung
50

4750

11500

77500

14500

1975

4350

2950

9800

1950
1190

Wasch-Kretonnes g*
80 em breit Uetoer 9.851375

3250

z

z

so
19 SchleierstoffeMonterlacken und J 5

Hosen a J Blumenbuketts Hutformen Hutffantasien
Hausscörzen J m vielen arg 30 10 v Deſſen 200 370 Fran lege 95 r
u ek 2. .75g u n h 90 Mo dellhüte sind ganz bedeutend im Preise zurückgesetzt.
aussdirzen 7an Tegerſ. Stheb 385 Garnierte Damen- u. Kinder-Hüte-T

Schiche Backllschhüte Stück 1350 90
Fraäuenhböte mit modernen Garnituren Stück 975 o
Fiotte Sporthüte mit Band-Garnitur Stüek 675 z50
Elegante damenhöte mit vornehmen Garnituren Stück 2400 1670

Rinderdüte mit Band-Garnitur Stück y50 z
Kkinderdüte aus Borden gearbeitet, reizend garniert Stück 140 170

KnabemhürzenStück 98 88 j. P

Männechürzen 7
Stüek

11

I

Damenemden
aus gutem iff Stück

Schleierstoffe
Meter 10.50 9.50

t 75Wasch-Krepons 10
50

weiss, bestickt Meter
11

Wasch-Voiles 1 3
einfarbig u. gemust., Mir. 24.75 21.50

Blusen-Kragen 75 n
moderne Formen Stück 2.00 1.76

z Damen-Handsehuhse
Durchbruchmuster, mit 9 Druckhkn.,

50 ſchwarz u. farbig Paar 2.50
2*Damen-Handschuhe

1250 FSeide, 22-80em, o. Fing., Paar 1.75 1.85 re

250

e Hemdenpassen
Maaeira-Stickerei Stück 3.75 2.25

h

S Die Beslchtlgung unserer Schaufenster ist sehr lohnend.

Halle a. d. Saale,
Marktplatz 2 und Z.

2160
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Stadttheater.
e

r
GriUparzer.

Mttwoch: Martha 2168
re eparaturen

u

t d eSchuſvucher n

empfiehlt die

al n unHarz

le Tänzerin.
Operette von Walter Götao.

Anfang V8 Uhr.
Kasse a. 4 Uhr.

Oberpollinger.
NMorgen, Dienstag. von G Vhr an: 2164

Grosser Hausball.

3Könige, ünnr
Menteo: Abschlodoabend 3178

der beliebten Leipziger Sänge
mit besonders auserwählem Programm.

Ab morgen: Neues erstklaasiges Programun-

E. Kramer Konzerthaus
Deliltzsoherstrasse 2. 161

ger Konzert Svon erstkiaesiger Bamen 52

in T T
Meue Direktion

Nur 3 Tage. Vom 1.--8. Juli. Nur 3 Tage.

Seln Weib
Roman eines Blinden. Draws in 4 Akten.

Spannend Spannend!
Der Flimmerprinz.

Lasdopiel in 8 Akten. 2169

Dienstag, den 1. Juk, abends S Ubr,
I in der Kalkser Vheolms helle

z Tanz- Kränzchen.e ladet ergebenſt ein es Der

Dauerwäsche
Marke Wucher t le Beste.

Kragen in vielen Formen,
Manschetten u. Vorhemden

am Lagerpenerwleche- Vertrieb

Kl. Berlin 2, Eine Treppe rechts.2128

Zigaretten
nur eekte Ware, gibt millen weise ab. Renpfehle aueh

echten Norähäuser Kautabak.
de Viy Beyer, Helbra.
an Bekanntmachung.

Der Strompreis beträgt für die Gemeinde Ammendorf
(GBeeſen) vom 1. Juli 1919 an:

für Licht 70 Pf. für die Kwſtde., webertſas 50 f.

Kraft 31Ammendorf, den 28 Juni 1919.

Eleltrizitätzwerk Amwendorf.
Rerſeburger Ueberlandbahnen Ktlengelellſ haft

Hetallarbeiter-Verhuns
Verwaltung Halle.

2 on 1. Jutt, im „Volkepark“
eh aaeh Arbeitesohleass W

Hitelleder-Versummlune
Tagzesordunung:

Rochmals zu ben gecbanvinnger

Die Srangenverlamm ru liederv l we dieſer Wen der m ederverſammlung e 25

rer

men u el en e

Fernraf Nr.
Eratauttührangi

Die Zigeuner
Prinzessln.

Dramatisoh.den Hofkreisen u. s
lagern in 5 Abteilungen.

Vo
4.60 7.00 Vdr.

in fru
T
Humaorvollee Lustepiol in

8 Arten
Hauptrolle n: 9170

Oesi Oswalda.
WFUkitor Janson.

e Vorfühbrang:h 40600 8. 10 8 Uhr.

p. hdas e

Hauptrolleo:

n Munerate

Leruraf Nr. bres

Der dramatieehoe Fla n

nepiel in 5 Akten.
a

Uiodtko.
Bruno Doogaplb,

Vorführung
4.50 7.00 9.90 Ve,

Fräulein
Baronin,

KdetHobee Luotepiol in
8 Akten.

Hauptrolle
Niide Wörnor,

Viigiry
4.00 5 10

S e re arzi r

an eniſe uä
Diensta

im He
den 1. Jnli, abends 8 Uhr,
ſchen Lokal (Kolonnade):

T

2

Mitgliederversammlung.
des erſten und zweiten Diſtrikts.

Tagesordnung:1. Wahl der Vertrauensperſonen.
2. Vereins angelegenheiten.

bat GIttekini.
den 1. Ju 1918,r tage h Uhr

Kur- Konzert
ausgeführt von der “I47

Kapelmeister G. Haupt
Eintrittapreoiso:

tär Drachsene 60 P.
e Kinder 40

Dauerkart en hab. Gultigk.

Genoſſinnen ſorgt für guten Befuch dieſer Verſammlung.

Baumwoll-Mousseline

Zephir für Oberhemden
vernehme, kleine Mueter

100 em breit, begonders sehwere Ware

Hemden-Barchent, weiss

Ein Poſten Bioffo
so Den breit, r Kleider und be

Meter 12.50 160.50 9.50

Voiles für Kleider u. Blusen
100 em breoit, entadekendo MAuster und Farben

u u
Kleider-Satins, Schwarz-weiss

Hemden-Barchent, bunt gestreift
Meter 18.50 12.50

Hemdentuche aus Rohnessel
für Leib- und Bettwäsche.

Sonder-Angqebot:-

S. Schneider
Inhaber: Johannes Hagenew. 2

d Frükenzeſt e

Neu eingetroffen:
8

19“

10“

r
Meter 2.00

e
e v. J. G155 I Sei e T

Moneg, den 30. Juni, abends S Uhr
im Lindenhof:

Gemeinſame W
mitgliederversammlung

Die Einigung s Proletariate
Alle Genoſſen und Genoſſinyn werden eingeladen.

*1468 Die Einderufer.Landsberg ind Umig
Sozialdemolrntiſcher Veein (I. 6. P.
*1449 Mittwochh, den 2. Juli 19, abends 8 Uhr,a in den Drei Slwänentutglleder Verammlung,

Um zahlreiches Erſcheinen bitte Ker Vorſtand.

Billige
Mööbel.

3 3 J x e

Speilsesimmer
eiohe und nußb.,I ria-enh- a. Stosol.,

Chaisolouguso,
Sohraänke und

Vertikaoa,
Sohreotbtizche,

l Warchk. m. Alarra.,
Küchensechränke,
Flurgarderoben,

Stühle, Schaukel-
stuhl. Auunzieh-

tisehe 2171
verkauft preisw.

Teicher

Kondemokr. Lereln

Ia ine Sädikrels.

Ai29. Juni verſtarb
ur c Rarleigenoſfe,
der beiter
fich Schröter

im 5Lebensfahre.
Ehreinem Andenken

Digeerdigung findet J

om wer V unachmittags2 Uhvon der Leiche
s Südfriedhoſes

s ſt. 2174er Vorſtand.

Codesanzeie.
Am 29. Jnni, früb 10, Uhr, enſlief plötzlichS und unerwartet, im 26. Lebengjahrnnfer lieber

R Sohn, Bruder und Schwager, deichuhmacher

Paul Oelneke,
Um ſtilles Beileid bit: 2179

milie Qustev Weilneeke, I[lbergnunun Weineceke, Berlin, al chweſter,
Martha Woinecke, Hambur Schweſſer,
Kugo Weilnechkoe, Merſeburg,

als Bruder,m Legsei geb. Welnke, Deſſau
nhalt)

Kurt Koegei, Deſſau (Anhalt)s Schwager.

Am 29. Juni entſchlief nach 7 ſchweremLeiden mein lieber MPann, unſer gu zater, Bruder,
Schwager, Onkel und Großvater, r Arbeiter

Friedrich Sſröter
im Alter von 56 Jahren.

Halle a. d. S., Schmiedſtr. N, Neben, Benken
dorf und Eisdorf, den 90. Juni 19

Dies zeigen tiefbetrübg:

Frau Minng Schröter g. 6chmldt
nebſt allen Angehörij.

Die Beerdigung findet Donnerg, nahm2 Uhr, auf dem Südfriedhofe ſtatt

Juni entſchlief ſanft z langem,
e

Amren Leiden unſere liebe,
Schwieger und Großmutter

II dohanne Ibllehe
geb. Löser

in Alter von 64 Jahren.

Rutter,

a Jm Namen der iel rgnernben virbliebenen
inFamilie Thielic,

Halle-Trotha, Saalwer 23.

22 7 1. Jundet Diensta
rauerhauſe a
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Zezirken in engſter Fühlung er müſſe.

rörtert an Hand der gedruckten Vorlage dieſe Punkte. Er

hroſchüren hin, 'auf die

und auf die Veranſtaltung von Bildungskurſen. Al
habe das Sekretariat aber noch eine beſonders wichtige Auf-

Gegenden zur ſammeln, Anregungen für kommn-

möglich machen ſoll. Zur Erfüllung dieſes Arbeitsplanes ſollen

4 4 Ve r 4e

H. 150. 30. Jahrgang

Bezirksparteitag
er Ungbhängigen ſozialdemokratiſchen Partei

Am Sonntag tagte im Volkspark zu Halle der diesjährige
arteitag der e ratiß en Partei (N. S. P.) für den
egierungsbezirk Merſeburg. Vertreten waren die Vereine
er ehemaligen Wahlkreiſe: HalleSaalkreis, Zeitz-Weißenfels,
elitzſchBitterfeld, Merſeburg-Querfurt. Mansfeld, nger
zuſenEckartsberga, WittenbergSchweinitz und TorgauLieben
erda, außerdem unſere Parteiorganiſation in Anhalt. Ge
oſſe Oſterburg begrüßt die Erſchienenen und gedenkt der
ſelen Opfer, welche für die Revolution gefallen ſind. Die
erſammlung ehrt deren Angedenken durch Erheben von den
ten. Namens der Halliſchen Genoſſen richtet Genoſſe
asparek einige Begrüßungsworte an die Konferenz.
Da die Tagesordnung ſehr reichhaltig iſt, ſo einigt man ſich

uf Anregung des Genoſſen Oelsner dahin, de der Ge
chäftisbericht des Vorſtandes für erledigt erklärt
nd nur der Kaſſenbericht entgegengenommen wird, den Ge
oſſe Jllgenſtein erſtattet. Daraus iſt zu entnehmen, daß
nſere Partei einen beiſpielloſen Aufſchwung genommen hat,
enn die Mitgliederzahl beläuft ſich auf 56 679 gegen 11 151 bei
?chluß des vorigen Berichtsjahres. Die einzelnen Kreiſe
rbeiteten ſehr ſelbſtändig, was auch bei den Verhältniſſen
ach der Revolution geboten war, was aber ungünſtig auf die
jeitragsablieferung einwirkte, die nur höchſt mangelhaft funk-
onierte. Trotzdem hat die Bezirksleitung getan, was getan
)erden konnte, wenn man berückſichtigt, daß verſchiedene Fak
oren ihre Arbeit lähmten. Der Kaſſenbericht balanciert mit
1 812,19 Mk. und weiſt eine Mehrausgabe von 7362,88 Mk. auf.
z3 haben aber verſchiedene Kreiſe noch zuſammen 11 841,80
Nark für Wahlunkoſten an den Bezirk zurückzugeben. Nach
er Ablieferung wäre alſo noch ein Kaſſenbeſtand von 4478,92
NRark vorhanden. Die Kaſſen verhältniſſe der einzelnen Kreiſe
ind durchweg gute. Dem Kaſſierer wird Entlaſtung erteilt.

Genoſſe Koenen referiert über die neuen Aufgaben

er l Man habe ſich ernſtlichjefragt, ob die bishekige Organiſfationsform aufrechterhalten
derden könne und ſei zu dem Beſchluß gekommen, neue For-
nen vorzuſchlagen. Denn wir ſeien nicht mehr dieſelbe Or-
aniſation, welcher ein eingearbeiteter Parteivorſtand in Ber
in einen großen Teil der Arbeit abnahm. Wir hätten auch
ſie alten Einrichtungen nicht mehr zu unſerer Verfügung, wie
Flugblattzentrale, Vildungszentrale, Parteiarchiv uſw. und
eshalb müſſe der Bezirksorganiſation mehr Bedeutung gegeben
oerden; ſie müſſe eine ganze Reihe von Aufgaben übernehmen.
Iuch aus politiſchen Gründen ſei es nötig, eine zentrale Lei-
ung im Bezirk zu haben, die mit den anderen benachbarten

Das würde uns
Aktionen erſparen uch mit den Arbeiterräten

nüſſe Fühlung genommen werden. Das Sekretariat habe
riele Aufgaben. Es müſſe eine Arbeitszentrale ſein, in welcher
nancherlei Gebiete bearbeitet werden müßten. Genoſſe Koenen

erfehlte

veiſt u. a. auf die m des Betriebs von Werbe-
r Rednerkurſen injedem Kreiſe, auf die Gründung von Kopſblättern im Bezirk

Außerdem

gabe: Es müſſe eine kommunale Beratungsſtelle
jeſchaffen werden! Dieſe Stelle habe Auskunft über Kom-
wunalfragen zu geben, Material aus dem Bezirk und anderen

ale Maßnahmen in Stadt, Kreis und Gemeinde zu geben,
B. für die Lebensmittelverſorgung, Gemeindevertreter- und

treistagsabgeordneten- Konferenzen abzuhalten, geeignete Ge
noſſen für kommunale Poſten ausfindig zu machen. die Ge
haltung unſeres Kommunalprogramms zu überwachen uſw.
Genoſſe Koenen geht bei Beſprechung der Punkte auf verſchie-
dene Mißgriffe ein, die gemacht worden ſind, und deren Wie-
derholung die Arbeit der kommunalen Beratungsſtelle un-

ein Bezirksleiter, ein Sekretär und eine Hilfskraft angeſtellt
werden. Die Finanzierung ſoll durch Ablieferung von 10 Pro-
zent Pflichtbeitrag an die Bezirkskaſſe geſichert werden.
Genoſſe Säm i r iſt mit dem Entwurf einver-

ſtanden, wünſcht aber, daß die Genoſſen, die gewählt werden,
nicht mit anderen Aemtern überlaſtet werden, damit ſie ihre
Arbeit richtig erledigen können. Genoſſe Windau Zeitz
beſpricht einige der unliebſamen Vorgänge, die Koenen an-
deutete, näher. Genoſſe Hildebrandt Halle meint, die
vorgeſchlagenen Kräſte würden nicht ausreichen. Er wiſſe
ſchon aus ſeiner Halliſchen Erfahrung, f. eine Kraft allein
durch die Erledigung der Auskünfte, die täglich verlangt würde,
völlig in Anſpruch genommen ſei. Die Hauptſache ſei auch,
daß die Kreiſe nun pünktlich die Beiträge ablieferten, damit
das Sekretariat arbeiten könne.

Genoſſe Koenen referierte anſchließend daran über die
Statutenänderung, die nötig geworden ſei. Es wird
nach Erklärung jedes einzelnen Abſatzes gleich in die Dis-
tuſſion eingetreten und abgeſtimmt. Die erſte Aenderung
bringt zum Unsdruck, daß wir jetzt eine einheitliche Begirks-
organiſation haben, der die Vereine der ehemaligen Reichs-
tagswahlkreiſe zugrunde liegen. Zu Punkt 3 und zu Punkt s
wird auf Antrag Oelsner beſchloſſen, da jährlich „mindeſtens
eine Generalverſammlung“ bzw. mindeſtens ein Begzirkstag
abzuhalten ſei. Punkt 4 beſagt, daß künftig in 10 Prozent
der vereinnahmten Mitgliederbeiträge an die Begirkskaſſe ab
uführen ſeien. Zu Punkt 5 wird auf Antrag des Genoſſende daß auch Kreiſe, die nicht zum

Vöttge-BernburRegierungebeyit Merſeburg gehören, ſich uns
können. Anhalt gehört von ſetzt ab zu uns. Bei der Zu
ſammenſetzung des Vezirksvorſtandes eantragt Düwell-Zeitz,
nicht nur wie im Entwurf den Vertretern der Preßkommiſ-
ſienen und der Parteiblätter, den im Bezirke angeſtellten
Sekretären und dem Mitgliede des Parteibeirates, ſondern
auch den Abgeordneten beratende Stimme zuzubilligen.
Koenen et h dagegen, weil dann der Apparat zu ſchwer
fällig würde. enoſſin Hübler beantragt, daß mindeſtens ein
Vorſtandspoſten einer Genoſſin wird. Zieſem
Antrage wird dadurch entſprochen, daß anſtatt des Wortes
Genoſſen das Wyrt „Mitgliedern“ in den fraglichen Satz
eingeſetzt wird, ſo daß jederzeit eine Genoſſin gewählt werden
fann. Der Antrag Düwell wird zurückgezogen. Bei der Feſt
ſetzung der Delegationen zum Bezirkstag wird erklärt, daß
die übgeordreten die mit beratender Stimme anweſend ſein
dürfen, nur Abgeordnete der politiſchen Parlamente ſein
ſollen. Die Abſtimmung über die genannte Vorlage ergibt
einſtimmige AnnahmelMan woüite nunmehr zur Wahl eines Bezirksſekre
tärs ſchreiten. Gen. Koenen, der zum Bezirksleiter v
erſehen iſt, berichtet über die Bemnühungen, die man gemach
habe, um eine geeignete Perſon als Beil er e erden
finden. Leider habe man keine geeigneten Genoſſen unter
Bewerbern gefunden, deshalb müſſe man einen Genoſſen au
dem Bezirke nehmen. Gen. Koenen meint, daß hierfür in
erſter Linie der Genoſſe Oelsner Weißenfels in Betracht
komme. Der Genoſſe Oelsner müſſe nach Halle r
wenn der Bzirk es beſchließe. Es entſpinnt ſich eine Debatte,
in deren Verlauf ſich ergibt, daßz Gen. Oelsner im 8ere
Kreiſe bleiben will, und daß die dortigen Genoſſen ihn ni
hergeben wollen. Schließlich wurde, da man unbedingt
eine Entſcheidung treffen wollte, eine Kommiſſion ewählt,

Beilage zum V
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wurde Genoſſe Buhle- Delitzſch einſtimmig zum Begirks
ſekretär gewählt. Er tritt ſein Amt ſofort an.

Ueber die bevorſtehenden Wahlen zum Provinzial
landtag referierte Genoſſe Franz Peter s. Er führte u. a.
aus: Durch ein überaus reaktionäres Wahlrecht, das geradezu
mittelalterlich anmutet, hat das Junkertum bisher in x
Selbſtverwaltungskörper nach eigenem Gutdünken geherrſcht.
Es iſt ein wahrer Hohn auf die ſo oft gerühmte Demokratie,
daß man ſieben Monat nach dem Ausbruch der ſogenannten
Revolution die Provinziallandtage noch beſtehen ließ. Fuee
habe man dem Druck der Unabhängigen Partei Folge geleiſtet:
bis zum 1. Auguſt ſollen die Neuwahlen erfolgt ſein. Redner
beſprach dann das weitausgedehnte Tätigkeitsfeld der provin

Selbſtverwaltungskörper und hob mit Nachdruck hervor.
ß hier endlich Remedur geſchaffen werden müſſe. Jm bis

herigen Landtage ſaßen nur Vertreter der Beſitzenden, des
Adels, des Großgrundbeſitzes, der Bureaukratie, aber kein
Vertreter der Arbeiter und Angeſtellten. Gegen das von der
Regierung herausgegebene Wahlrecht muß mit aller Schärfe
proteſtiert werden, weil durch die Beibehaltung des indirekten
Wahlverfahrens die Bürgerlichen ihre Vorrechte beibehalten
werden. Redner ſprach die Hoffnung aus, daß die preußiſche
Landesverſammlung, die ſich in Kürze mit dieſer Frage zu be
ſchäftigen haben wird, den Forderungen der Demokratie Rech-
nung trägt und ein vernünftigeres Wahlrecht zum Provinzial-
landtage ſchafft. Er begründete ſodann folgende, an die
Landesverſammlung zu richtende Entſchließung

Der Bezirkstag der Unabhängigen Sozialdemokratiſchen
Partei für den Regierungsbezirk Merſeburg proteſtiert mit
aller Entſchiedenheit gegen den von der Regierung vorgelegten
Geſetzentwurf über die Neuwahlen zu den Provinzialland-
tagen. Die Aufrechter haltung der alten Kreis-
einteilung und der willkürlichen Mandatsziffern ver-
hindert das Zuſtandekommen einer Vertretung, die der wirk
lichen Volfsſtimmung entſpricht. Die Beibehaltung
der indirekten Wahl, die mit dem Verhältniswahlfyſtem ver
kuppelt wird, beeinträchtigt das Wahlergebnis ſo ſtark, daß da
durch eine Benachteiligung der Parteien eintreten wird, die
bei den letzten großen Wahlen die größten Stimmenzahlen
auf ſich vereinigt haben. Der reaktionären Minderheit des
Volkes werden wieder beſondere Vorrechte eingeräumt, die es
ihr ermögticht, die alte Herrſchaft in den Provinziallandtagen
aufrechtzuerhalten.

Der Bezirkstag fordert die direkte Wahl, denn nur dadurch
kann der Volkswillen klar zum Ausdruck kommen. Er er
wartet von der r Landesverſammlung, daß ſie
dieſen Entwurf im demokratiſchen Sinne um
geſt alte i.
Jn der Ausſprache trat Gen. Oelßner Weißenfels dafür

ein, daß alles verſucht werden müſſe, eine ſozialiſtiſche Mehrheit
zu erzielen, und empfahl, genaue BVerechnungen vorzunehmen,
damit keine Stimme verloren gehe. Dieſe Berechnung würde
ſofort vor genommen. Jn gleichem Sinne äußerte ſich Gen.
Koenen, der beſonders auf die Unſinnigkeit des Verhältnis-
wahlſyſtems hinwies. Dieſes Wahlverfahren habe nur für Ur-
wahlen Bedeutung. UnſereFraktion in der Landesverſammlung
müſſe alles tun, um eine ſolch unerhörte Verfälſchung des Volks
willens zu verhindern. Gen. Walther-Elſterwerda wies
auf unglanbliche Benachteiligung der kleinen Kreiſe hin zu
gunſten der größeren.

Hierauf beſchäftigte ſich der Bezirkstag kurz mit der gegen
wärtigen politiſchen Lage und nahm einſtimmig folgende
Entſchließung an:

Der heute im Volkspark ſtattfindende Bezirkstag des Bezirks
HalleMerſeburg- Anhalt proteſtiert mit aller Entſchiedenheit
gegen den jüngſten Erlaß Noskes, der ſtreitenden Arbeitern
und Beamten ihr geſetzlich garantiertes Recht zum Streiken
J h Weiſe wil ne Federſtrich Unſoriſch macht.
die a matt gegen Fearibheit be iter-Raſtr Er wir tun v empörender, als ſein hege beiter

maliger Arbeiter iſt. Der ſich Sozialdemokrat nennende
Miniſter Noste hat mit dieſem Erlaß ſelbſt die reaktionärſten
Maßnahmen der früheren kaiſerlichen Regierung in den
Schatten geſtellt.

Die vrovozierte deutſche Arbeiterſchaft wird auch den für
ſie tödlich ſein ſollenden Regierungsſtreich ſo varieren, daß er
auf ſeine Urheber und die herrſchende Klaſſe zurückprallt.
Durch nichts wird ſich die Arbeiterklaſſe einſchüchtern laſſen,
ihr von der Entwicklung geſtecktes Ziel zu erreichen und jede
ſich in den Weg ſteKende Diktatur und Reaktion mit allen ge
eigneten Mitteln zu überwinden wiſſen.
Ueber: Die Parteipreſſe im Bezirk ſprach Gen.

Hennig. Die Preſſe ſei ein gewaltiges Machtinſtrument.
Unſere ganze Hoffnung beruhe darauf. Was in Verſamm-
lungen geleiſtet werden könne, ſei klein gegenüber den
Leiſtungen der Preſſe. Die Genoſſen weiterzubilden, das ſei
heute die Hauptſache. Und da müſſe vor allem die Preſſe aus-
gebaut werden. Vor dem Kriege ſei das leicht geweſen. Heute
aber ſeien die techniſchen Schwierigkeiten rieſengroß. Wir
würden erdrückt durch die Fülle von Nachrichten. Der Gang
der Entwicklung, der ſich darin widerſpiegele, müſſe gut ver-
arbeitet werden. Es müſſe daran feſtgehalten werden, die
Preſſe innerlich auszubauen. Aber da grundſätzlich Wandel
zu ſchaffen, ſei ſehr ſchwer. Der Umfang des Blattes müſſe
vergrößert werden; die Tagesfragen mehr in den Vordergrund
geſtellt. Habe man früher theoretiſche Fragen behandeln
können, müſſe man heute anknüpfen an die Tagesereigniſſe.
Aber auch dieſe müßten betrachtet werden von dem großenhiſtoriſchen Geſichtspunkt aus. Und da ſei es eine wichnge

Aufgabe, Redakteure und Mitarbeiter heranzubilden. Die
Maſſen müſſen zu uns kommen. Es müſſe eine reine Partei-
politik getrieben werden. Jn dem politiſchen Teil müſſe neben
einer ſtrengen Parteipolitik das Räteſyſtem behandelt werden,
als letzte Notwendigkeit in der Politik. Der Redner ſprach
dann über den Einfluß der bürgerlichen Preſſe. Um dieſer
Preſſe Abbruch zu tun, müſſe die Parteipreſſe ausgebaut
werden. Alles amtliche Material müſſe unſerer Preſſe über-
wieſen werden. Durch den großen Einfluß im Stadtparlament
ſei das nicht ſchwer. Der Jnſeratenteil müſſe ausgebaut
werden. Dieſe Einnahmequelle fei das Rückgrat jeder Zeitung.
Das Anzeigenweſen könne ja auch kommunaliſiert werden.
Gen. Hennig kam dann auf die Neugründungen der Preſſe zu
ſprechen. Das jedes Jnduſtriegebiet, jeder Wahlkreis ein
eigenes, gutes Parteiblatt haben ſoll, das ſei unſer Jdeal.
Aber augenblicklich ſei das nicht durchzuführen. Er warne die
Genoſſen, die Schwierigkeiten ſeien zu groß. Erſt unter dem
Räteſyſtem werde ſich die Preſſe vollkommen geſtalten laſſen.
So lange aber die Parteipreſſe ein Jnſtrument des Klaſſen-
kampfes ſei, ſo lange habe ſie eine ſtreng konſequente Politik
zu verſechten, im Intereſſe der Arbeiterklaſſe.

Jn der Ausſprache beſtritt zunächſt Genoſſe Schade den
einzelnen Kreiſen das Recht, ohne vorherige Verbindung mit
der Bezirksleitung ein eigenes Organ zu gründen. Die Grün-
dung eines Blattes ſei Sache des Bezirks. Er ging dann auf
die ſchlechten Verkehrsverhältniſſe ein, die die Beſtellung des
Volksblattes ſo verzögerten. Er hoffe aber durch eine Auto-
mobilverbindung die Schwierigkeiten zu mildern. Chri-
ſtan ge Eisleben hob hervor, daß gegenüber den 12 natio-
nalen Blättern im Mangfelder Kreiſe nur das Volksblatt ver
breitet werde. Die Notſhendigkeit der Neugründung ſei daher
gegeben. Wenſcheck Mansfeld wandte ſich gegen den Be
irksvorſtand, der gar kein Recht habe, ſich in die Angelegen-heiten des einzelnen Kreiſes zu miſchen. Die wäjiteren, mit

außerordentlicher Lungenkraft gemachten Ausführungen er-
regten meiſt nur fröhliche Heiterkeit. Böttge- Bernburg
meinte, daß der Verbreitungsbezirk des Volksblattes zu großwelche zuſammentrat, um mit anderen geeigneten Genoſſen

aus dem Vegirke zu verhandeln. Nach der Mittagspauſe ſei. Jn den Orten, wo die U. S. P. noch keinen feſton Fuß ge
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t er nach der unabhängigen7 m ſ. bei der Gründung vorſichtig verfahren.
BagnerElſterwerda bemängelte die ſchlechte Zuſtel

lung Blattes. Koenen meinte, Neugründungen müß-
ten immer einheitlich organiſiert werden. Der Anſicht Hen-
nigs, keine Kopfblätter zu gründen, könne er nicht folgen.
Mansfeld mit 12 000 Abonnenten und auch Merſeburg könn-
ten fich zweifellos halten. Delitzſch- Bitterfeld müſſe erſt ſeine

ganiſation ausbauen. Auch Leopold Zeitz warntevor Neugründungen, beſonders, wenn keine ordentliche ſinan-
zielle Unterlage vorhanden ſei. rwandte ſich gegen Wenſcheck. Seine Vorwürfe ſeien eine Be

des Halliſchen Kreiſes. Auch er warnte vor Neu
n

z ab ein Hei

ungen. Blattgründungen der unabhängigen r
eien in Berlin angemeldet und nur 41 davon konnlen ber
ichtigt werden.

Kasparek hielt die ragen über die ſchlechte Zuſtellung
des Blattes für berechtigt. Gegenüber den Angriffen Wen-
checks hob er die erfolgreiche Arbeit des Volksblattes während
er Wahlen hervor. Er ermahnte die Genoſſen, Hennigs Hin

weis zu befolgen, durch m von Jnſeraten, amtlichen
Bekanntmachungen, die finanzielle zu feſtigen.

Bocdk bemerkte, daß das Volksblatt durch Neugründungennichts verlieren würde. Nachdem noch mehrere Redner e
und gegen die Neugründung geſprochen hatten, wurde die Be
zirksleitung beauftragt, wegen dieſer Frage mit den Kreisvor-
ſtänden in Verbindung zu treten. Mit der taktiſchen Haltung
des Volksblates war man vollkommen einverſtanden.

Unter Verſchiedenes wurde zunächſt das Erſuchen
Koenens angenommen, zwecks Gründung eines Vildungsaus-
ſchuſſes für Mitteldeutſchland mit den betreffenden Bezirken in
Verbindung zu treten. Ueber die einheitliche Regelung der
Referentenfrage entſpann ſich eine längere Ausſprache. Es
wurden verſchiedene Beſchwerden und Wünſche vorgebracht.
Schließlich einigten ſich die Delegierten auf den Vorſchlag, den
Bezirksvorſtand zu beauftragen, eine Rednerliſte aufzuſtellen
und eine einheitliche Regelung der Entſchädigung vorzunehmen.

Lugenhain-Streckau kam auf den Proteſtſtreik zu ſprechen
und wünſchte zukünftig eine beſſere Vorbereitung. r.
wünſchte die Entſcheidung des Bezirkstags darüber, ob die An
geſtellten von ihren parlamentariſchen Mandaten zurückzuziehen
ſeien. Koenen ſtellte das den einzelnen Genoſſen als perſönliche
Angelegenheit anheim. Sämiſch wies auf die zeitraubende
Tätigkeit in den Parlamenten hin. Ueber die Auflöſung des
Bezirksmaifonds wurde beſchloſſen, zunächſt den Gewerkſchafts-
kongreß abzuwarten. Lenzner-Zeitz ſprach für die Volkehoch-
ſchulkurſe. Koenen betrachtete dieſe als eine zweifeldafte Ge
ſchichte und wies auf die Vezirksbildungsausſchüſſe hin. Der
Antrag der Genoſſin Hübler, eine Bezirtsfrauenkonferenz ein
zuberufen, fand einſtimmige Annahme.

Nach einem kräftigen Schlußworte des Vorſitzenden erreichten
die Verhandlungen gegen 6 Uhr ihr Ende.

Halle und Saalkreis.
Halle, den 30. Juni 1919.

Allgemeine Ortskrankenkaſſe des Saalkreiſes.
Jn der Sitzung des Ausſchuſſes der A. O.-K. des Saalkreiſes

am 25. Juni wurde die Jahresrechnung für 1918 abgenommen
und dem Rendanten Entlaſtung erteilt. Es wurde beſchloſſen,
am 1. Januar 1920 in Gutenberg eine Zahlſtelle zu errichten
Als neue Kaſſenärzte ſind Herr Dr. Switalſky in Halle und
Herr Dr. Harniſch in Ammendorf zugelaſſen worden. Der Ge
ſchäftsbericht für 1918 betonte. daß die mangelhafte Ernährung
immer ungünſtiger auf den Geſundheitszuſtand der Mitglieder
und ihrer Angehörigen einwirke, Die Grippe, die erſtinalig im
und den folgenden Monaten h Kaſſenbezirk
trat, forderte ſchwere Opfer ſowohl an Leben und Geſundheit
der Verſicherten, wie auch an den Mitteln der Kaſſe. Auch die
anhaltende Teuerung wirkte nachteilig auf die Geſtaltung der
twirtſchaftlichen Lage der Kaſſe ein. Die erheblichſte Steige-
rung weiſt der Titel Krankengeld auf. Für 1917 waren 238 861
Mark, für 1918 dagegen 871 897 Mk., mithin 188 536 Mk. mehr
zu verausgaben. Wohl hat ſich die Beitragseinnahme im Jahre
1918 um 161233 Mk. erhöht. Wenn hiernach die Betragsein-
nahme nur um 25,4 vom Hundert zunahm, ſteigerte ſich die
Ausgabe allein an Krankengeld um 56 vom Hundert. Noch un
günſtiger iſt das Verhältnis beim Sterbegeld. das gegen 15 844
Mark für Mitglieder und 8627 Mk. für eim Jahre 1917 auf 28 478 Mk. für Mitglieder und 6986 Mk. für
Familienangehörige im Jahre 1918 ſtieg. Dieſe Mehrausgaben
ſind überwiegend durch die zweite, im Oktober einſetzende
Grippeſeuche veranlaßt, da ihr erſtmaliges Auftreten im Juli
verhältnismäßig geringe Anforderungen an die Mittel der
Kaſſe geſtellt hat. Die Geſamteinnahme betrug im BVerichts
jahre 970 346 Mk., die Geſamtausgabe 944 206 Mk. Beſtand am
Schluſſe des Geſchäftsjahres 1918 26 139 Mk. Die ſatzungs
mäßige vorgeſchriebene Rücklage konnte nur teilweiſe, und zwar
in Höhe von 34 620 Mk. gemacht werden, immerhin iſt aber ein
Vermögensrückgang von 36 941 Mk. eingetreten, da zur Deckung
der laufenden Bedürfniſſe ein Darlehen von 74 950 Mk. gufge-
nommen werden mußte. Das Geſamtvermögen der Kaſſe be-
trug am Jahresſchluſſe 466 594 Mk.

Die Kaſſe iſt jetzt auch Mitglied des Hauptverbandes Denſcher Ortskrankenkaſſen. Die Suſanunen erung des Vorſtandes

blieb unverändert.

Gewerkſchaftliche Erfolge der Poſtaushelfer.
Kollege Schlimme gab in einer Verſammlung am N. Juni

den Bericht über den Erfolg unſerer Lohnbewegung. Die Zu
geſtändniſſe ſind zwiſchen der Sektionsleitung und dem Ver
treter unſeres Verbandes vereinbart, und das Reichspoſt
miniſterium hat ſeine Zuſtimmung nunmehr erteilt. Für die
Organiſation bedeutet das Erreichte einen vollen Erfolg. Bis
auf den heutigen Tag wurden gezahlt für Ledige 188 bis 150
Mark pro Monat, für Verheiratete 160 Mk. und für jedes
Kind 69 Pf. pro Tag als Kinderzulage. Nach den neuen
Sätzen erhalten Männliche unter 18 Jahren 195 Mk., im
Alter von 18 bis 21 Jahren 225 Mk., über 21 Jahre 255 Mk.
Verheiratete ohne Kinder 285 Mk. außerdem für jedes Kind
20 Mk. Teuerungszulage. Weibliche bis 18 Jahre erhalten
165 Mk., 18 bis 21 Jahre 180 Mk., Witwen ohne Kinder 210
Mark und für jedes Kind ebenfalls 20 Mk. extra. Hilfskräfte
im mittleren Beamtendienſt erhalten pro Tag 50 Pf. extra.

Die erhöhten Bezüge werden ab 1. April nachgezahlt. Fer
ner hat die Oberpoſtdirektion zugeſagt, daß die Lohnzahlung
am 1. und 15. d. M. erfolgen ſoll. Bisher wurde nur am
Schluſſe des Monats gelöhnt. Die Bildung eines Arbeiter
ausſchuſſes iſt ebenfalls in die Wege geleitet und damit hört
die Bevormundung durch die vielen ſogenannten Vorgeſetzten
auf. Der preußiſch militäriſche Kadavergehorſam graſſiert
trotz Revolution in vielen Beamtenköpfen; denn anders ſind
Ausſprüche nicht zu verſtehen, daß der Dienſtſtellenvorſteher
erſt ſein Einverſtändnis müſſe, wenn die Anushelfer ſich
organiſieren wollten. Die Entlaſſung der weiblichen Hilfs-
kräfte erfolgt auf Vorſchlag der Verbandeleitung nach
den vom Demobilmachungsamt gegebenen Richtlinien. Per
ſonen mit verſorgungsberechtigter Familie, alſo auch Witwen
und Frauen, denen der Ernährer fehlt, kommen nicht zur Ent
laſſung. Jn die freiwerdenden Stellen ſollen tunlichſt Kriegs
verletzte eingeſtellt werden.

Mit dieſem Anfangserfolg erklärten die Verſammelten ihe
Ein verſtändnis und ſprechen der Verdandsleitung vollſtes Vera
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FRetaßſg Dienstag gleichz t in Volkspark eine wichtige Mitg W
die Jnduſ W. wir ren alionen ge

enen Tömächungen u echen aſſenh S du ſerat, eJugend und nene Schule. WirVerſammlung des Bundes Änfbau bin, wegt e Wenn B.
Nikolaus tagt. Hermann Schule verlln j J S reren e
der Jugend in der Schule und AlexanderBeſuch endie e der ſozialiſtiſchen Schule.
iſt r zu empfehlen.

Eohzialiſtiſche Studentengruppe. Mitt d li, abendsu ſpricht Genoſſe Victor im St. Nikolan das Räte
oftem als Grundlage der Einigung des e Ein Bericht
vom Berliner Einigungskongreß. Ausſprache. Gäſte en ein
geführt werden.

Volkspark. Das dritte Volkskonzert der Kapelle des
Negiments 36 muß leider der Witterung halber verſchoben werden.

Streik der Enſemble-Muſtker. Noch laſſen ſich die Wirte
nicht herab, ihren Angeſtellten einen freien Tag mit Licht, Luft
und Sonne z bewilligen. Bezahlen ſollen die Muſiker dieſen
Ruhetag ſelbſt, damit der Unternehmer gicht zu Schaden kommt.Tinige Wirte bemühen ſich eifrig, zum Teil mit Erfolg“, Streik-
krecher aus deergis heranzuziehen. einem ümzug onntagabend
ſtellten ſich die ſtreikenden Muſiker ihrem Publikum in den Lokalen
vor, in denen der geſchäftseifrige Wirt für „Erſatz“ in Jahrmarkts
muſik etc. geſorgt hatte. Das Publikum verſtand die Demonſtration.
Es ließ ſich aufklären über den wahren Sachverhalt. War
dem Publikum doch am Freitagabend von einigen äftsbefliſſenen
Seſchäftsführern die Unwahrheit geſagt worden. intagsſliegen,die geſtern ihr Gaſtſpiel als Einlage gaben, werden ſobald nicht
wieder nach Halle kommen, ohne daß die Wirte ſich erinnern, was ſie
früder für Anſprüche an ihre Kopelle ſtellten, ſegen ſie jetzt eine
„Attraktion“ zweifelhafter Art aufs Podium! Das Publikum ſollürteilen! Die Muſiker ger ſchon kommen, wenn fie Hunger
haben, ſo ift am Freitag von Wirten S worden, bis dahinbieten wir dem rn zu denſelben „Höchſtpreiſen“ andere

Genüſſe. Der Streii muß den Wirten doch etwas einbringen!
Bewilligung von Eiſenbahner-Forderungen. Der Präſident

der Eiſenbahndirektion Halle teilte am 27. Juni dem Direktions-
Arbeiterrat mit, daß auf Anfrage der Direktion beim Mini-
r ein Telegramm des Miniſters Oeſer eingelaufen t

r Präſident verlas das Telegramm. wonach der Miniſter di
Vezahlung der geſamten Streiktage von Ende Februar bis An

ung März allen Eiſenbahnern bewilligt hat und das Seld als
ald ausgezahlt werden foll. Am 25. Juni hatte der Präſident

bereits in einer Direktionsſitzung einen miniſteriellen Erlaß zur
Kenntnis gebracht, wonach ein ſtändiger Beirat, beſtehend aus
einem Veamten, der vom Beamtenhauptausſchuß, und einem
Arbeiter, der vom Arbeiterrat gewählt werden ſoll, bald ſeine
Tätigkeit nach Erfurter Einrichtung beim Präſidenten und bei
drei bis vier ernenten aufnehmen ſoll. Das Anwachſen der
Streikbewegung hat alſo doch gewirkt.

Hinterliſtiger Kampf gegen die Einheitsſchule. Mit welchen
Ritteln die Einheitsſchule bekämpft wird, beſonders von Kreiſen
der Akademiker und Korpsſtudenten, beweiſt ein Artikel in der
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n r damals in diee als h „einfuhren! Vor allem aber ſind es daned

i x die v mühſamem eS m Wilane ieen wurd
die ſich in unſere deutſchen Vereter „B nannten; grme Proletarierſtudentenhaben See 2 alſo in allen

deutſche Karre in den c gean gemacht. wie der r e b hatl!? Nein! Der
r n die v ule! Noch heute! Und dasders we l Solcher niederträchtigin d n e x r h 73 r rnur um ſo en in der eder mrm a en re der Einheitsſchulel! Aber ſchleunigſt!

Blätter vDie Se det hör“ F t der
es ſich ei em Stil dieverſorgung betreten wird. Vetthg. ar werinn amerikaniſches
Schmalz und Auslandsbutter ſollen in r aße h
werden, das eheſtens mit der Rationierung aufgehört werden kann.
Die holländiſche Margarine wird r e erwartet, und
war wer wie uns bekannt Konzern öffentiche Verkaufsſtellen erignt b i deler Juli re Tätigkeit

treten ſollen. Vorerſt aber ſoll der Vertrieb weiter in Händendes Magiſtrats bleiben. Der letzte Satz iſt bezeichnend! Vor
erſt ſoll der Magiſtrat den Vertrieb beſſer vore ſpätermacht der Konzern das Geſchäft ſelber. Wir t im enteil,
daß gerade in Zukunft die öffentliche Bewirtſchaftung beibehalten
wird, wenn es genügend Mengen an Lebensmitteln gibt, die zur
Verteilung kommen können. Denn nur dann wird 2 Volk vor
Ausbeutung geſchützt werden können.e Wo das Brot bleibt: Am Sorngderdwitten wurde ein

r in der oberen Mittelſtraße mEtwa 90 Brote kamen unter dem Staunen der hungri
n um Vorſchein. Wer weiß, wie lange dieſesft ackent t hat, und zu welchem gewiß nicht ſchüchternen

reiſe dieſe 6-Pfundbrote verſchoben wurden! Aber nicht nur
Brot ſcheint für diejeni die den nötigen Kies haben, noch
da zu ſein, au leiſch gibt es übergenug. Am eitawurden auf dem Acery atz allein 25 Zentner Rindfleiſ

bei einem Schieber beſchlagnahmt. Und wieviel wird nicht be
ſchlagnahmt, wieviel geht nach wie vor ſeinen dunklen Weg in
die Küchen der reichen Leutel

Die Leitung ologkſchen Gartens übernimmt ab
Juli Herr Dr. Knieſche, bisher 1. Aſſiſtent am LeipzigerHodletif en Sarten.

Neue Wohnungen werden in dem Gebäude des ehemali 7
Gefangenenlagers errichtet. Der Kleinwohnungsausſchußſich bereits mit der Sache beſchäftigt und beſchloſſen, den Statt

verordneten den Ausbau jener Räume 8 Wohnräumen zu emp-
fehlen. Es ſollen auf dieſe Weiſe 20 Kleinwohnungen neu ge
wonnen werden.

ſ T

d 1 vratenv of
ſche Folgen der er Durch Unvorſikeit trat e n ſeinem Zimmer Fr

erſchoſſen. Woher haben die Studenten die Waffen Von
Noskegarden, deren treue Helfer die Studenten bekanntlich
Das ſind die Folgen der ffnung.

77 Saitig keit der Reiſebrotwarken alten Muſters wird bisn Anſchließti her. bis dahin werden auch den
St die alten

Dr

dietle in neue umgetauſcht. Die Be
ſchränkung der Umlaufszeit der unperforierten Marken wird auf
gehoben.

Amm FrauenVerſammlung. Dienstag, den 1. Juli
det bei Helms eine Frauen Verſammlung der Mitglieder der
S. P. ſtatt. Jn dieler Verſammlung ſollen die Vertrauens

perſonen für den 1. und 2. Diſtrikt gewählt werden. Es wird
daß ſich die Frauen an dieſer Verſammlung zahlreich

Dölsdorf. d andarbeiter! Mittwoch abends 8 Uhr findet
im Otteſchen n zu Dölsdorf eine wichtige Verſammlung
ſtatt, in der die Frage des Neunſtundentages durch Gen. Schoen-
iank behandelt werden ſoll. Landarbeiter, man iſt drauf und dran
ca gen Neunſtunden Arbeitstag wieder zu rauben. Erſcheint

en damit endgültige Beſchlüſſe gefaßt werden können.Auch ie Landarbeiter der benachbarten Orte Quetz, Spöhren,

Beiersdorf, Klepzig und Depmendorf müſſen erſcheinen, um fürihre Rechte zu demonſtrieren

Stadttheater.
VI. Sinfoniekonzert. Unter der Leitung von Fritz Buſch, dem

erſten Kapellmeiſter am Stuttgarter Landestheater, wurden am
Sonnabend beſonders Werke von Max Reger zu Gedör gebracht,

ein Entgegenkommen an die Halliſche Regergemeinde.
Der Violoncello Künſtler Profeſſor Paul Grümmer
ſpielte zunächſt Regers Suite in D- moll und ließ daher ſeine
Virtuoſität leuchten. Die Shuite iſt nicht tief, auch nicht beſonders
tie ſie iſt für Virtnoſen geſchrieben und endet in einem

ndlichnaiven Ausklang. Regers beſondere Art der Muſik
chreibung wurde in den Variationen und der Fuge über ein
Thema von Mozart offenbar. Da ſpielt er mit allen Sefühlen,
blendet manchmal durch ſchöne Einfälle, bleibt aber immer maß-
voll und hält auf Form und Stil. Voraus ging Beethovens
Ouvertüre zu Egmont und Dvoraks konzert in H-moll. Hier
glänzte Paul Grümmer durch das Zuſammenſpiel des Violon-
cellos mit dem Orcheſter. LyriſchZaries gelang ihm r
und grub ſich tief in das Gemüt der Hörer. Fritz Buſch iſt
ein reich begabter Muſikleiter, der wohl gerade für die maßvollen
Werke der Vortragsfolge die beſonderen Eigenſchaften Er
Siger gut, fand auch für ſtärkeren Ausdruck weckende Kräfte.

eide Gäſte wurden durch Beifall reich geehrt. Das heimiſche
Orcheſter bewährte ſich wieder vorzüglich

Aus der Provinz.
Eisleben. Parteiſekretariagt. Parteizeitung. Der

neue Parteiſekretär, Genoſſe Franz Güt h aus Nqwaves, tritt ſein
Amt am 10. Juli an. Das Bureau befindet ſich Kloſie latz 47
(Thüringer Hof), parterre. Das neue Parteiblatt, die Mans-
felder Volkszeitung, kann der Vapierſchwierigkeiten wegen
noch nicht am I. Juli erſcheinen. Es wird aber alles verſucht
werden, ſobald als möglich das Erſcheinen zu bewerkſtelligen. Bis
dahin bleibt das Halleſche Volksblatt für unſeren Kreis maßgebend.

I t t G Prfonrtmg un 7 S T J kintragungen in e Flelseh-Kundenllgte

re Sohieussner, Fleisohermeister,an SSSS Piesteritz, Koswiger Strasse 72.Ter Verkauf von Quark
erfolgt am Dienstag, den 1 Juli 1919 auf den Abſchnitt 18

ie eingetragenen Kunden in den Verkaufeſtellen des
olkereibeſitzers John, Gr. Goſenſtr. 17 und Kl. Ulrichſtr. 26.uf jeden Abſchnitt wird e Pfd. abgegeben.

Halle, den 30. Juni 1919. Der Magiſrat.
Städtiſcher Verkauf von Roßfleiſch n. Roßwurſttkonferven

in der Talamtſchule, am Dienstag, den 1. Juli. Zu-
gelaſſen zum Einkauf werden die Jnhaber der Nummern
der Lebensmittelſcheine 49501-—5 000. vormittags von 8 bis
12 Uhr, und die Jnhaber der Nummern 53001 60000
nachmittags von 2—6 Uhr. Gegen Vorlage des Lebens-
mitte cheines kann an Haushalte mit einer Perſon eine

Kils Doſe zum Preiſe von 5,50 Mk., mit zwei bis
rſonen eine 1 Kilo Doſe zum Preiſe von II. Mk.,

mit fünf bis acht Perſonen eine 2 Kilo-Doſe zum reiſe
von Mk. für weitere vier Perſonen eines Haushaltes

eine 1 Kilo Doſe zum Preiſe von 11 Mk. abgegeben
werden.

Halle, den 30. Juni 1918. Der Magiſtrat.
Städtiſcher Verkauf von Heringen

der Talamtſchule, am Dienstag, Zen 1. Jul 1919.ugelaſſen zum Einkauf werden die Jnhbaber der Lebens-
mittelſcheine mit den Nummera 49 501--53 000 vormittags
ven 8--12 Uhr, und die Jnhaber der Nummern 53001
bis 55 500, nachmittags von 2 6 Uhr Für jede Perion
eines Haushaltes wird ein Hering zum Preiſe von 80 Pfg. Wah

für Ghe Herrenschnedere

Schwarz 7Zonello
für Jackeonfutter, 130 em breit 8.80

Helle Aermelfutter 10*
e a Ah 10“

M. Sohneider.
Leipulgerstr.

inh.: Johannes Hagenovw.

Westenfufter

Pa. Brabantoer
Sardellen

in Ankern und Pofſtdoſen,
netto 8 Pfd. Jnhal

ausgewogen d. Pfd. 7
empfiehlt

A. G. Andrsé,
Wörmlitzerſtraße 12.

Bettnässen
Abhilfe sofort

Alter u. Geschlecht angeben.

Fahrrad Cie. r
2159 Delitzaeherstr. Ila, Hof I,

Wohnungs Anzeigen.

Jn Nauendorf oder im
Umkreis bis eine Stunde,
eine alleinſtehende

Kohnung
mit Stallung undwomöglich mntt Feld, ſoſon

z. hie e zu m
Auskunft umsonst. er achten geſircht. aſpäter nicht ausgeſchloſſen.

mERKUR-VERSAND Offerten unter V. 308
Nünoben 89e, NSeureutherstr. 13. gn die Exp. d. Biattes. 2111

Wir ſuchen fur dauernde Beſchäftigung

Jüngere
Kesselgehmlede, Stemmer, Meter w.

Lehm-F Grimm
Sand-F Ormer,
HMasse-Former.

J Angebote erbeten unter V. H. 370 an die Ex
abgegeben. Der Lebensmittelſchein iſt vorzulegen pedit tion di eſes Blattes.

Halle, den 30 Juni 1919. Der Magiſtrat.
Verkauf von Morgentrank oder Nährſuppenmehl und

Kartoffelmehl.
Der Verkauf beginnt am Dienstag, den 1. Juli. Fürjede Perſon eines Haushaltes werden i Pfund Morgen r ne

eſellſck enDer Verkaufspreis für Morgentrank beträgt gibt tand
Wertpapiere

trank oder Nährſuppenmehl und Pfund Kartoffelmehl
w.

90 Pf. für Nährſuppenmehi 96 Pf und für Kartoffelmehl78 Pf. für das Pfund

ſfuppenmehl und das Kartoffelmehl einzukaufen, bei welchen
ſie zum Bezug von Kolonialwaaren in die Kundenliſte
eingetragen ſind. Der Verkauf Morgentrank oder Aktien
Nährſuppenmehl erfolgt unter Abtr
und der Verkauf von Kartoffelmehl unter Abtrennung der
Marke 348 des Warenbezugſcheins 23.

Halle, den 30 Juni 1919, Der Magiſtrat.
Verſchiedene Verſtöße gegen die Beſtimmungen im s 9

Abſ. 2 und 83 unſerer Verordnung über die Regelung des

tpe

Mitteldeutſche r e hktiengeiedwait
Summariſche Bilanz am 831. Dezemder 1918.

Die Käufer ſind verpflichtet, bei Laſtenfreier Giuidbeſd:

denjenigen Verkäufern den Morgentrank oder das Nähr Inventar

de Geſerv)
chadenreſerve

Kieditoren

iionsfonds (wie im Vorſadr)Zele en
i

nung der Marke 349 e

in

Aktiva: Mk
enten, Berſicherungs-

Aeltere erfahrene Bauſchloſſer

e d ter Sular Speck, vorm. Rud. St an 4.
2 Maurer Pol und Hanrer

8. Heinz Hohentharm. 1479

ſtellt ſof 2162 Gronn nene u. BDienss
mKkedchesn erhalt. Stelle z

ERmilie Hagelxgang,
ankew Stückzinſen

v i x J e
7 7 2

Verbrauchs von Brot und Mehl vom 27 September 1918
geben erneut Veranlaſſung darauf hinzuweiſen, daß die
Haushaltungsvorſtände verpflichtet ſind, Veränderungen in
der Kopfzahl der Haushaltungen mündlich oder ſchriftlich
binnen drei Tagen bei der zuſtändigen Markenausgabeſtelle
anzuzeigen. Zuwiderhandlungen werden mit Gefängnis
z zu einem Jahre oder mit Geldſtrafe bis zu 50 600 Mt.

eſtraft.
Wir weiſen gleichzeitig darauf hin, daß es ſich zur Ver

meidung von nachträglichen Auseinanderſetzunge n empfiehlt,
die in den Markenausgabeſtellen behändigten Lebensmittel
karten uſw. ſofort an Ort und Stelle nachzuzählen.

Halle, den 23. Juni 1919. Der Magiſtrat.

Göboenstr. 28.

III
für dauernde Beschäft? gung gesucht.

2166

mTZTD

S Alle Aus-

Zum ſofortigen Antritt ſuchen wir einen tüchtigen sExpedienten
für unſer Parteiorgan Die Wahrheit in Bernburg.
Bewerber muß agitatoriſche Befähigung beſitzen.

Bewerbungen mit Gehaltsanſprüchen an den

Verlag der Wahrheit,
Bernburg, Steinſtraße 2-4. *1473 Scrers

dewerusmtige Sleſlenv
Halle a. d. S. Leipzigerſtr. 4

Sämtliche
Maurerarbeiten,
Umbautrn, Kanalanſchlüſſe,

und Reparaturen
ller Art werden ſauber undbillig ehe t 2174

Braune,
Vlüſch- und Stoff Sofa,
Garnitur. ee egel m. eſche Stühle BeiiſtenenT fäprungen. Ferig- n

zönlcke,u
Für den Bundesacker urwächt Flur“

mit Matr., Kücheneinrich-

tung 2098zum 1. e tto Bernhardt,
errenſtraße 19.v 3 igarettengeswont. urv bei echt er 17. aus t r Tabak a. Wirte

P. Schmlat, Stein

GSteinmet m nur
n u abzugeben.

Eqhter an ta bat
troffen.Behard Galmen,

Halo- Trotha,Straße 655.

mölsen.

Tun
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